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Zum Kontext dieses Fortsetzungsantrags 
In den Fortsetzungsantragsbänden wird für Teilprojekt A4 (Bd. 1, S. 273-316) eine 
Auslaufförderung für ein Jahr beantragt. Zum Zeitpunkt der Abgabe des Sfb-Wei-
terführungsantrags konnte ein in der Rechtswissenschaft verankerter Fortsetzungs-
antrag noch nicht gestellt werden, da das Berufungsverfahren auf die Professur 
„Bürgerliches Recht mit dem Schwerpunkt vergleichendes internationales Wirt-
schaftsrecht, Rechtstheorie“ noch nicht hinreichend weit gediehen war (s. S. 272).  

Inzwischen hat der Fachbereich Rechtswissenschaft eine Liste verabschiedet, in 
der Gralf-Peter Calliess an erster Stelle steht. Universität und Land haben dem 
Fachbereich und dem Sonderforschungsbereich zugesichert, dass ein Ruf an den 
Erstplatzierten spätestens im August ergehen wird. Gralf-Peter Calliess, der derzeit 
an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Ludwig-Maximilians-Universität in 
München lehrt, und der den hier vorgelegten Antrag als Gastwissenschaftler des Sfb 
597 im Sommersemester 2006 vor Ort ausgearbeitet hat, ist gewillt, diesem Ruf so 
früh als irgend verantwortlich zu folgen. Auch der Fortsetzungsantrag wird in Ko-
operation mit dem Bremer Betriebswirt Jörg Freiling gestellt. Somit steht dieser 
Kollege in jedem Fall für einige Übergangsmonate als Projektleitung vor Ort zur 
Verfügung. 

Der Antrag auf Auslaufförderung im Fortsetzungsantrag für den Sfb wird durch 
diesen Fortsetzungsantrag ersetzt. 
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3.1  Allgemeine Angaben zu Teilprojekt A4 

3.1.1 Titel 
Rechtssicherheit und Gerechtigkeit in globalen Austauschprozessen 

3.1.2  Fachgebiet und Arbeitsrichtung 
Rechtswissenschaft und Wirtschaftswissenschaft 

3.1.3 Leiter 
Prof. Dr. Gralf-Peter Calliess 
geb. 13.12.1967 

Prof. Dr. Jörg Freiling 
geb. 29.02.1964 

Universität München 
Juristische Fakultät 
Ludwigstraße 29 
80539 München 
Tel.: 089/2180-5065  
E-Mail: calliess@web.de  

Fachbereich Wirtschaftswissenschaft 
Universität Bremen 
Wilhelm-Herbst-Str. 5 
28359 Bremen 
Tel.: 0421/218-9645 
E-Mail: freiling@uni-bremen.de  

 
Der Teilprojektleiter Calliess hat einen Ruf auf eine Professur an den Fachbereich 
Rechtswissenschaft der Universität Bremen erhalten und wird dem unverzüglich 
folgen. Der Teilprojektleiter Freiling ist unbefristet eingestellt. 

3.1.4  Erklärung 
In dem Teilprojekt sind keine Untersuchungen am Menschen, Studien im Bereich 
der somatischen Zell- und Gentherapie, Tierversuche oder gentechnologische Un-
tersuchungen vorgesehen. 

3.1.5  Bisherige und beantragte Förderung des Teilprojektes im Rahmen 
des Sonderforschungsbereichs (Ergänzungsausstattung) 

Das Teilprojekt wird seit Januar 2003 im Sonderforschungsbereich gefördert.  
 
Haushaltsjahr Personalmittel Sachmittel Investitionsmittel Gesamt 

2003 87,2 11,0 – 98,2 
2004 50,4 19,3 – 69,7 
2005 50,4 16,0 – 66,4 
2006 50,4 15,5 – 97,1 B
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Σ 2003-2006 238,4 61,8 – 300,2 
2007 129,6 4,9 – 134,5 
2008 129,6 12,5 – 142,1 

2009 129,6 9,2 – 138,8 

2010 129,6 5,9 – 135,5 B
ea

nt
ra

gt
e 

 
F

ör
de

ru
ng

 

Σ 2007-2010 518,4 32,5 – 550,9 
(Beträge in 1000 €)  
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3.2 Zusammenfassung 

Kurzfassung 

In diesem Teilprojekt geht es um den Wandel von Rechtsstaatlichkeit. Mit der staat-
lichen Privatrechtsordnung schafft der DRIS Rechtssicherheit und Gerechtigkeit für 
den territorialen Binnenhandel. Untersucht wird die Globalisierung der Wirtschaft 
als potenzielle Antriebskraft einer Internationalisierung des Privatrechts, wobei die 
diesbezügliche Untätigkeit der OECD-Staatenwelt sowie die Informations- und 
Kommunikationstechniken (IKT) als Weichensteller für eine Privatisierung des 
Handelsrechts in den Blick kommen. In der entstehenden transnationalen Privat-
rechtsordnung wandeln sich Aufgaben und Rolle des Staates. 

Langfassung 

Wirtschaftliche Kooperation und Austausch sind auf Institutionen angewiesen, mit 
denen die sozial problematischen Formen opportunistischen Verhaltens einge-
dämmt werden (Governance-Strukturen). Dafür stehen traditionell eine Reihe funk-
tionaler Äquivalente (Governance-Mechanismen) auf individueller (relationales 
Vertragsmanagement), sozialer (Privatregimes) und rechtlicher (staatliche Privat-
rechtsordnung) Ebene bereit, wobei im 19. Jahrhundert die Funktion der Stabilisie-
rung von Verhaltenserwartungen (Rechtssicherheit) vom Nationalstaat weitgehend 
monopolisiert wurde (Verstaatlichung des Handelsrechts), was vom Sozialstaat des 
20. Jahrhunderts zunehmend für sozial-regulative Zwecke der Verhaltenssteuerung 
(Gerechtigkeit) ausgenutzt wurde: die Entwicklung verlief vom „reinen“ Privatrecht 
zum „politischen“ Wirtschaftsrecht. Für den DRIS ist das Transaktionsrecht Teil 
einer staatlichen Wirtschaftsverfassung, vermittelst derer er umfassend in wirt-
schaftliche Geschehensabläufe eingreift. Seit der Blütezeit des DRIS hat sich dieser 
Trend jedoch in sein Gegenteil verkehrt: Die wirtschaftliche Globalisierung hat eine 
gesellschaftliche Dynamik freigesetzt, die mit dem Instrumentarium des völker-
rechtlichen Multilateralismus nicht mehr einzufangen ist. Wirtschaftliche Koopera-
tion findet auf globaler Ebene in einem normativen Vakuum statt, was zu einem 
Wiedererblühen gesellschaftlicher Selbstregulierung führt.  

In der ersten Phase wurden den in der Literatur vorhandenen Beschreibungen 
dieser Entwicklung auf der individuellen Interaktionsebene (outsorcing of software 
development), der sozialen Ebene der Branchenregulierung (lex mercatoria) sowie 
der der rechtlichen Akteure (international law firms) empirisch nachgegangen. Auf 
dieser Grundlage soll es in der zweiten Phase darum gehen, die beobachtete Ent-
wicklung hin zu einer transnationalen Privatrechtsordnung zu erklären. In vier Ein-
zelstudien werden dazu jene Faktoren untersucht, die vermutlich als materielle, i-
deelle und institutionelle Weichensteller die Dynamik des Wandels zentral beein-
flussen. Die Ergebnisse dieser Studien werden sodann – unter Einbeziehung des 
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weitgehend disparaten internationalen Forschungsstands – mit dem Ziel zusam-
mengeführt, eine transdisziplinär fundierte Theorie des Wandels auf der Grundlage 
rechtssoziologischer und wirtschaftswissenschaftlicher Evolutionstheorien zu ent-
wickeln. Für die dritte Phase ergibt sich eine Reformulierung der normativen Theo-
rie der Wirtschaftsverfassung unter modernen Bedingungen, welche das Transakti-
onsrecht für globale Austauschprozesse als Bestandteil einer Weltwirtschaftsverfas-
sung versteht. Aufbauend auf den Ergebnissen zu Erklärungskraft und Wirkungs-
weise der untersuchten Einflussfaktoren aus der zweiten Phase sollen die vier Wei-
chenstellerstudien nun mit dem Ziel fortgeführt werden, empirisch fundierte und 
zugleich normativ begründete Handlungsempfehlungen an die OECD-Staatenwelt 
aufzustellen. 
 

Erste Phase (2003-2006) Ergebnisse Zweite Phase (2007-2010) Dritte Phase (2011-2014) 

Empirische Befunde zu Governance-
Mechanismen, die grenzüberschrei-
tende wirtschaftliche Kooperation 
jenseits des Nationalstaats ermögli-
chen, wobei das Zusammenwirken 
privater und staatlicher Ordnungs-
leistungen im Mittelpunkt steht.  

Entwicklung eines integrativen Er-
klärungsansatzes für die Transnatio-
nalisierung des Handelsrechts auf 
evolutionstheoretischer Basis. Durch-
führung vier empirischer Weichen-
stellerstudien zu zentralen Einfluss-
faktoren der Dynamik des Wandels. 

Veränderte Aufgaben und Rolle des 
Staates bei der Gewährleistung von 
Rechtssicherheit und Gerechtigkeit 
auf globalen Märkten (normative 
Theorie der Weltwirtschaftsverfas-
sung). Empirisch fundierte, rechts-
politische Handlungsoptionen. 

3.3 Bericht über die bisherige Entwicklung des Teilprojekts 

3.3.1 Bericht 

Das Teilprojekt wurde in der ersten Phase (Beschreibung) von dem Rechtssoziolo-
gen Volkmar Gessner geleitet, der im WS 2002/03 pensioniert wurde. In der zwei-
ten Phase (Erklärung) soll es unter der Leitung des Rechtstheoretikers Gralf-Peter 
Calliess und des Betriebswirts Jörg Freiling als transdisziplinäres Gemeinschafts-
projekt fortgesetzt werden. Im Folgenden werden die bisherigen Ergebnisse aus 
Sicht der neuen Projektleiter zusammengefasst.  

Ausgangslage. Im Teilprojekt A4 wird zutreffend davon ausgegangen, dass der 
DRIS mit dem staatlichen Privatrechtssystem lediglich für den Binnenhandel einen 
effektiven Rechtsrahmen bietet, und die Frage gestellt: Wie ist eigentlich der im 
Zuge der Globalisierung rasant zunehmende grenzüberschreitende wirtschaftliche 
Austausch institutionell organisiert? Die Frage nach „Neuen Formen von Rechtssi-
cherheit“ ist freilich schon in ihrem Ausgangspunkt nicht entlang der Grenzen der 
relevanten wissenschaftlichen Disziplinen zu beantworten. Erforderlich ist vielmehr 
ein von etablierten disziplinären Vorverständnissen unbefangener Zugriff auf die 
tatsächliche Organisationsweise grenzüberschreitender Kooperation, welcher den 
Blick auf die funktionalen Äquivalente zum staatlichen Recht freigibt (Röhl & Ma-
gen 1996, 20). Mit der Durchsetzung des Modells des territorialen Nationalstaats 
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endete auch die Tradition der gesamten Staatswissenschaften: Während sich die 
Rechtswissenschaft ausschließlich auf das positive Recht ausrichtete, kümmerten 
sich Politologie, Soziologie und Ökonomie im Weiteren um gänzlich andersartige 
Fragen. Erst in jüngerer Zeit ermöglicht es der unscharfe Terminus der „Governan-
ce“ allen Disziplinen, je aus ihrer Sicht etwas zur Frage der Institutionen, der Insti-
tutionalisierung und den sich ausbildenden Regeln für eine globalisierte Gesell-
schaft beizutragen (Dezalay & Garth 2002, 311).  

So haben sich mehrere Diskurse herausgebildet, in denen die für das Teilpro-
jekt A4 relevanten Fragestellungen behandelt werden. Vornehmlich unter westeu-
ropäischen Juristen propagiert eine Schule der Transnationalisten die Entstehung 
einer neuen lex mercatoria (New Law Merchant) in der internationalen Handels-
schiedsgerichtsbarkeit (Stein 1995; Berger 1996; Zumbansen 2003). Diese Debatte 
ist von der Rechtssoziologie aufgegriffen (Dezelay & Garth 1996) und generalisiert 
worden (Teubner 1997; Calliess 2005 [58];1 Fischer-Lescano & Teubner 2006). 
Demgegenüber befassen sich amerikanische Juristen der Law and Economics-
Schule mit privaten Ordnungsleistungen und sozialen Normen als Alternative zum 
staatlichen Recht, freilich ohne dass sie einen erkennbaren Bezug zur Globalisie-
rung herstellten (Ellickson 1991; Posner 2000; Bernstein 1992, 2001). In einem an-
deren Forschungsstrang wird das Augenmerk auf die Rolle internationaler Anwalts-
firmen in der Globalisierung gerichtet (Trubek u.a. 1994; Flood 1996; Evenett 
2001; Silver 2003, 2005).  

Unter den Stichworten Governance und Private Ordering beschäftigen sich In-
stitutionenökonomik und Rechtssoziologie mit alternativen Mechanismen zur Er-
möglichung von Austauschbeziehungen (Galanter 1981; Williamson 1984, 2005), 
wobei insbesondere die Bedeutung langfristiger Beziehungen (relationale Verträge) 
in den Vordergrund gestellt wird (Macaulay 1985; Macneil 1985, 2000; Teubner 
2004), welche in der Betriebswirtschaftslehre Gegenstand der relationship mana-
gement-Forschung sind (Dwyer u.a. 1987; Freiling 1995; Kiedaisch 1997). Aus 
wirtschaftshistorischer Sicht liegen eine Reihe von Studien zur mittelalterlichen 
Lex Mercatoria vor (Milgrom u.a. 1990; Greif 2006), teils werden diese Erkenntnis-
se auch auf den modernen Welthandel übertragen (Schmidt-Trenz 1990; Streit & 
Mangels 1996), so dass Anschlüsse zur juristischen New Law Merchant-Debatte 
entstehen (Schmidtchen 2002). 

Ziel. Die genannten Diskurse sind freilich – teils aufgrund überholter ideologi-
scher Gegensätze (law and society versus law and economics), teils aufgrund der 
allgemeinen Schwierigkeiten interdisziplinärer Forschung – weitgehend fragmen-
tiert geblieben. Zudem sind die häufig recht weitreichenden theoretischen Aussagen 

                                                           
1  Zitierte Literatur und Tagungsbeiträge mit fett gesetzter Jahreszahl finden sich nur unter 3.3.2 und 

nicht am Ende des Antrags im Literaturverzeichnis. Um das Auffinden zu vereinfachen, sind die 
Nummern aus 3.3.2 jeweils beim Zitat in [eckigen] Klammern angefügt. 
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zur abnehmenden Bedeutung der staatlichen Privatrechtsordnung gegenüber den 
untersuchten privaten Governance-Mechanismen empirisch relativ schwach unter-
mauert. Vor diesem Hintergrund hat sich das Teilprojekt A4 in der ersten Phase 
zum Ziel gesetzt, die Funktionsweise der in der Literatur diskutierten alternativen 
Koordinationsmechanismen in einer Reihe von empirischen Fallstudien exempla-
risch näher zu untersuchen, um die Ergebnisse in einem zweiten Schritt mit vorhan-
denen empirischen Studien abzugleichen. 

Umsetzung. Hierzu wurden die drei in der oben erwähnten Literatur diskutier-
ten funktionalen Äquivalente zur staatlichen Privatrechtsordnung empirisch unter-
sucht: die lex mercatoria, die anwaltliche Strukturbildung und das relationale Ver-
tragsmanagement, wobei die zwei erstgenannten Bereiche jeweils mit zwei Unter-
studien angegangen wurden. Insgesamt wurden somit fünf empirische Teilstudien 
durchgeführt:  

Im Rahmen der ersten Studie zum relationalen Vertragsmanagement (Sosa 
2006a [8]) wurden 30 deutsche und spanische Unternehmen befragt und zusätzlich 
sieben Experteninterviews mit Anwälten und Schiedsrichtern geführt. In der zwei-
ten Studie zum relationalen Vertragsmanagement (Dietz & Nieswandt 2006b [42]) 
wurden 80 Experteninterviews mit Entscheidungsträgern in deutschen, bulgari-
schen, rumänischen und indischen Softwareunternehmen durchgeführt. In der ersten 
Studie zur anwaltlichen Strukturbildung (Sosa 2006b [44]), also der dritten Studie 
insgesamt, wurde eine teilnehmende Beobachtung über die Dauer eines Jahres zur 
Erforschung der Tätigkeit mittelständischer Kanzleien (mid-sized law firms) im in-
ternationalen Geschäftsverkehr durchgeführt. Das empirische Material wurde durch 
40 Aktenauswertungen erlangt, ergänzt durch die Analyse von Verträgen, die tägli-
che Mitarbeit in einer Kanzlei, die Teilnahme an Verhandlungen und Interviews mit 
den Anwälten. Im Rahmen der zweiten Studie zur anwaltlichen Strukturbildung 
(Flood 2005 [9]), also der vierten Studie insgesamt, wurden 100 Experteninterviews 
durchgeführt, und zwar mit Vertretern der an den verschiedenen untersuchten Bera-
tungsprojekten beteiligten großen professional service firms, also der mega law 
firms, Investmentbanken, Berater, Steuerberater, usf. Im Rahmen der lex mercato-
ria-Studie, also der fünften und letzten Studie, wurde eine Befragung von insgesamt 
35 Unternehmensrepräsentanten aus der Holzbranche durchgeführt, die durch Ex-
perteninterviews mit Verbandsvertretern und Schiedsrichtern ergänzt wurde. (Kon-
radi 2006 [43]; Konradi & Fix-Fierro 2005 [5]).  

Ergebnisse der Teilstudien. Die erste von Sosa (2006a [8]) verfasste Studie 
bestätigt die zentrale Bedeutung des relationalen Vertragsmanagements in grenz-
überschreitenden Geschäftsbeziehungen. Relationales Vertragsmanagement ist in 
fast allen untersuchten Konstellationen für die Herstellung von Erwartungssicher-
heit in internationalen Transaktionen von herausragender Bedeutung und funktio-
niert auch unabhängig von der staatlichen Privatrechtsordnung. Hier kann von einer 
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Verlagerung staatlicher Aufgabenerfüllung gesprochen werden. Allerdings zeigt die 
Studie, dass der Governance-Mechanismus des relationalen Vertragsmanagements 
insbesondere bei Risikotransaktionen und bei langfristigen Verträgen mit hohen 
spezifischen Investitionen keinen ausreichenden Schutz für eine vollständige Stabi-
lisierung von Verhaltenserwartungen bietet. Dort muss zusätzlich auf andere Go-
vernance-Mechanismen, zumindest im Sinne eines last resort, zurückgegriffen 
werden. In diesen Fällen erfolgt die Stabilisierung von Verhaltenserwartungen je-
doch meist nicht aufgrund der Möglichkeit, sich vor staatlichen Gerichten durchset-
zen zu können, sondern durch Verwendung privater Sicherungsmittel oder durch 
Vereinbarung einer Schiedsgerichtsklausel, die im Konfliktfall die Durchführung 
eines Schiedsgerichtsverfahrens ermöglicht.  

Auch durch die Analyse transnationaler Geschäftbeziehungen in der Software-
entwicklung – die zweite Studie – wird das Gewicht des Governance-Mechanismus 
des relationalen Vertragsmanagements unterstrichen. Dabei kommt den revolutio-
nären Entwicklungen in den Informations- und Kommunikationstechnologien eine 
besondere Bedeutung zu. Die intensive kommunikative Vernetzung zwischen den 
Geschäftspartnern schafft Transparenz und ermöglicht den Kooperationspartnern 
eine unmittelbare gegenseitige Verhaltenskontrolle, ein real-time controlling. Ab-
weichungen von vertraglichen Vereinbarungen können zeitnah erkannt werden, be-
vor sie zu schwerwiegenden Konflikten führen. Dadurch können Störungen im Ko-
operationsprozess in der Geschäftsbeziehung selbst, und zwar ohne die Hilfe eines 
unabhängigen Dritten, eben die des Staates, gelöst werden (Dietz & Nieswandt 
2006b [42]). Der Rückgriff auf die staatliche Privatrechtsordnung ist in der Soft-
warebranche ohnehin nur in geringem Maße möglich. Dafür konnten drei zentrale 
Gründe ausgemacht werden: Zum ersten besteht Unsicherheit auf Seiten der deut-
schen Kunden hinsichtlich der Vollstreckbarkeit von Urteilen in Ländern wie Chi-
na, Indien oder Rumänien. Zum zweiten ist das Einklagen vertraglicher Ansprüche 
in Deutschland für ausländische Dienstleister oftmals mit untragbaren Kosten ver-
bunden. Zum dritten ist es staatlichen Gerichten nur eingeschränkt möglich, den 
technischen Komplexitätsgrad von Geschäftsbeziehungen in der Softwareentwick-
lung in dem Maße nachzuvollziehen, dass sie berechenbare Urteile fällen können. 
Nichtsdestotrotz kommt der staatlichen Privatrechtsordnung zur Durchsetzung exi-
stenzieller Rahmenvereinbarungen wie dem Abwerbeverbot für Mitarbeiter eine 
zentrale Bedeutung zu (Dietz & Nieswandt 2006a [4], b [42]). 

Darüber hinaus wird in der dritten Studie beobachtet, dass den internationalen 
bzw. globalen mega-law firms (Flood 2005 [9]) und zunehmend auch spezialisier-
ten mittelständischen law firms (Sosa 2006b [44]) eine zentrale Funktion bei der 
Stabilisierung von Verhaltenserwartungen im Rahmen globaler Austauschprozesse 
zukommt. Dies zeigt sich zum einen bei den anglo-amerikanischen mega-law firms, 
deren zentrale Arbeit in der Realisierung sehr komplexer, in der Regel unter hohem 
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Zeitdruck durchzuführender grenzüberschreitender Transaktionen besteht. Die me-
ga-law firms können durch die von ihnen erstellte Dokumentation und aufgrund ih-
rer herausragenden Stellung in der globalen Wirtschaft und ihrer Verbindungen zu 
anderen professional service firms (u.a. Investmentbanken, Beratern, Steuerbera-
tern) wichtige Unterstützungsstrukturen anbieten. Mit Hilfe dieser Strukturen kann 
die im internationalen Kontext entstehende Unsicherheit verringert werden, die sich 
aus den Schwächen des internationalen Rechtssystems ergibt.  

Auch mittelständische law firms sind, wie die vierte Studie zeigen konnte, zu-
nehmend in der Lage, auf der Grundlage der ihnen zur Verfügung stehenden Struk-
turen angemessene rechtliche oder nicht-rechtliche Lösungen zu finden, wie für die 
grenzüberschreitende Konfliktlösung gezeigt werden konnte (Sosa 2006b [44]; So-
sa & Flood 2006 [46]). Am Beispiel von Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 
sowie außergerichtlichen Konfliktlösungen werden die abnehmende Bedeutung 
staatlicher Governance-Mechanismen und die damit einhergehende Übertragung 
von Verantwortung auf private Akteure veranschaulicht (Anlagerung). Insgesamt 
ist festzustellen, dass law firms nicht nur einzelne Rechtssysteme verbinden, son-
dern ihre eigenen Strukturen entwickeln, in die sich dann die nationalen Rechtssys-
teme reintegriert finden. Diese Strukturen können als neuartige Governance-
Mechanismen bezeichnet werden, die für die internationale Wirtschaft von zentraler 
Bedeutung sind. Die internationalen law firms ersetzen den Staat nicht, aber sie er-
zeugen in ihrem Tätigkeitsbereich neuartige Governance-Mechanismen, die sich an 
bestehende staatliche Strukturen anlagern. 

Die fünfte, die lex mercatoria-Studie im Bereich des internationalen Holzhan-
dels (Konradi 2006 [43]), zeigt, dass die Verhaltenserwartungen der Akteure an 
globalisierte Austauschprozesse durch selbst geschaffene Regeln und eine private 
Gerichtsbarkeit innerhalb netzwerkartiger Strukturen stabilisiert werden. Die von 
Branchenorganisationen entwickelten Kontraktformulare, Handelsbräuche und 
Standards tragen wesentlich zur Ermöglichung des transnationalen Handels bei. Die 
Besonderheit von Holz als Naturprodukt ist ein wichtiger Grund für die Erzeugung 
und Durchsetzung autonomer Regeln, weil die Produktstandardisierung nur von den 
Branchenexperten selber vorgenommen werden kann und die Qualitätsstreitigkeiten 
am effektivsten im Rahmen einer brancheninternen Schiedsgerichtsbarkeit gelöst 
werden können. Die in der Holzbranche ermittelten Regeln haben allerdings nicht 
die Qualität einer globalen Rechtsordnung, wie sie von der zumeist theoretischen 
Literatur im Bereich der Rechtswissenschaften und Rechtssoziologie postuliert wird 
(Berger 1996; Calliess 2002 [56]; Goldmann 1983, 1986; Schmitthoff 1961, 1964, 
1982; Teubner 1997, 1998, 2000). Viele der branchentypischen Regeln, so die 
Standardverträge, gelten nur, wenn sie individualvertraglich vereinbart worden 
sind. Ob sie und andere Regeln, wie etwa die Qualitätsstandards, als lex mercatoria 
bezeichnet werden können, ist zweifelhaft. Denn die meisten ermittelten Normen, 
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Bräuche und Verträge gelten nur in bestimmten Regionen der Erde, sie genügen 
deshalb nicht dem Universalitätsanspruch eines globalen Handelsrechts.  

Dennoch sind die selbst geschaffenen Regeln und die privat organisierte 
Durchsetzung in der Holzbranche so weit verbreitet und so akzeptiert, dass sie ei-
nen wichtigen Governance-Mechanismus für die überwiegende Zahl grenzüber-
schreitender Holzhandelstransaktionen bilden. Dieser private Governance-
Mechanismus macht einen Rückgriff auf den staatlichen Governance-Mechanismus 
der Privatrechtsordnung weitgehend entbehrlich. Letzterer erfolgt nur beim Handel 
mit unbekannten Geschäftspartnern aus Risikoländern, etwa über den Rückgriff auf 
Akkreditive oder Bankgarantien (Konradi & Fix-Fierro 2005 [5]). 

Gesamtergebnis. Zunächst bestätigte sich in allen Studien, dass das staatliche 
Recht allein zur Stabilisierung von Erwartungen in globalen Austauschprozessen 
nur sehr bedingt geeignet ist. In den verschiedenen Studien konnten unterschiedli-
che funktionale Äquivalente zur staatlich gewährleisteten Rechtssicherheit beo-
bachtet werden. Gleichwohl findet wirtschaftlicher Austausch auch auf der globalen 
Ebene nur in Einzelfällen völlig unabhängig von rechtlichen Strukturen statt. Viel-
mehr zeigte sich, dass die beteiligten Akteure transaktions- oder branchenspezifi-
sche Kombinationen staatlicher und privater Governance-Mechanismen entwickeln. 
Beispielsweise wird in der internationalen Handelsschiedsgerichtsbarkeit private 
Rechtsprechung mit staatlicher Vollstreckung verbunden, wobei sowohl soziale als 
auch staatliche Normen angewendet werden, so dass im Hinblick auf die traditio-
nelle Unterscheidung zwischen Staat und Gesellschaft ein aus öffentlichen und pri-
vaten Governance-Mechanismen kombiniertes Zivilregime entsteht. 

Die im Dachantrag entwickelte Hypothese der Verlagerung von Staatlichkeit 
vom DRIS auf private Akteure und gesellschaftliche Institutionen hat sich im Be-
reich des Handelsrechts mithin bestätigt. Dabei handelt es sich freilich weniger um 
einen Vorgang der Privatisierung oder Vergesellschaftung vormals vom DRIS 
wahrgenommener Aufgaben. Für den territorialen Binnenhandel behält das staatli-
che Recht im Wesentlichen seine Bedeutung. Hauptsächlich im grenzüberschrei-
tenden Handel, für den der DRIS ohnehin nie effektive Institutionen zur Verfügung 
gestellt hat, können Prozesse der Anlagerung von privaten Institutionen beobachtet 
werden, die die Schaffung von Rechtssicherheit als Funktion von Staatlichkeit ü-
bernehmen. Ähnlich wie in anderen Teilprojekten der A-Säule kann hier also eine 
Gleichzeitigkeit von Internationalisierung und Privatisierung von Staatlichkeit 
festgestellt werden, die sich vorliegend als Transnationalisierung des Handelsrechts 
verstehen lässt, welche von der zunehmenden Globalisierung der Weltwirtschaft 
und der damit einhergehenden Internationalisierung der Nachfrage nach Rechtssi-
cherheit für wirtschaftliche Austauschprozesse angetrieben wird. 

Probleme. Die Interdisziplinarität der Fragestellung des Teilprojekts stellt hohe 
Anforderungen an die beteiligten Mitarbeiter. Die oben zitierten Diskurse liegen an 
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den Randbereichen der relevanten Disziplinen, potenzielle Projektmitarbeiter müs-
sen sich nicht nur in diese Randbereiche, sondern darüber hinaus auch in andere 
Disziplinen einarbeiten. Inzwischen hat sich ein interdisziplinär aus Ökonomie 
(Nieswandt), Politologie (Dietz) und Jurisprudenz (Sosa, Konradi) zusammenge-
setztes Team etabliert, welches sich in die komplexen Zusammenhänge gut einge-
arbeitet hat. Die empirischen Studien befinden sich zurzeit noch in der Auswer-
tungsphase, weshalb referierte Publikationen gegenwärtig ausstehen. Bis Ende 2006 
bzw. im Verlauf des Jahres 2007 werden neben der abgeschlossenen Arbeit (Sosa 
2006a [8]) drei weitere Dissertationen (Dietz 2006 [50], Konradi 2007 [51], Nies-
wandt 2006 [52]) im Teilprojekt vollendet. 

Forschungsperspektiven 

Das Teilprojekt gilt einem Ausschnitt des Privatrechts, welcher von der Handels-
rechtslehre des 19. Jahrhunderts als „Verkehrs- und Geschäftsrecht“ und von der 
neuen Institutionenökonomik als „Transaktionsrecht“ bezeichnet wird. Im Folgen-
den wird der Begriff „Handelsrecht“ in einer institutionentheoretischen Perspektive 
verwendet, welche auch die funktionalen Äquivalente zum staatlichen Recht um-
fasst. In der ersten Phase wurden Phänomene der gleichzeitigen Internationalisie-
rung und Vergesellschaftung (Privatisierung) von Handelsrecht beschrieben. Die 
für die zweite Phase beabsichtigte Ausarbeitung eines integrativen Erklärungsansat-
zes für diesen Prozess der Transnationalisierung des Handelsrechts stellt das Teil-
projekt A4 vor folgende Herausforderungen: 

1. Ein interdisziplinärer Zugang zwischen Rechts- und Wirtschaftswissenschaften 
Bisher haben sich vor allem die Rechtssoziologie und die Institutionenökonomik 
mit „neuen“ oder besser „alternativen“ Formen der Produktion von (Rechts- bzw. 
Erwartungs-) Sicherheit für wirtschaftliche Austauschbeziehungen beschäftigt, wo-
bei ein fruchtbarer Dialog zwischen diesen Diskursen selten stattfindet und ein aus-
drücklicher Bezug zur Globalisierung häufig fehlt (vgl. die ausführliche Analyse 
bei Calliess 2006 [59], 190 ff.). Letzteres trifft auch auf die Diskussion um Netz-
werke als wirtschaftliche Koordinationsform zwischen oder jenseits von Markt und 
Organisation zu (vgl. Teubner 2004). Auch in der betriebswirtschaftlichen Theorie 
der Unternehmung und des „relationship management“ wird selten erwogen, inwie-
fern netzwerkförmige Organisationsformen wie Strategische Allianzen, Just-in-
Time- und Franchisingnetze, virtuelle Unternehmen, etc. nicht nur der organisatio-
nellen Innovation, sondern auch der Erwartungsstabilisierung und Transaktionskos-
tenreduktion in grenzüberschreitenden Kooperationen durch Hierarchisierung von 
Marktprozessen dienen (vgl. aber Coase 1988, 1 ff.; Jarillo 1988; Sydow 1992; 
Söllner 1993; M. Meyer 1995; Wolff 1995; Kloyer 1995; Freiling 1997 [67], 1999 
[66]; Picot u.a. 2002; Bartelt 2002; Freiling & Reckenfelderbäumer 2004 [72], 11 
ff., 24, 36 ff., 157 ff., 205 ff.). Um die Diskussion hier voranzubringen, ist eine in-



Fortsetzungsantrag 10 Staatlichkeit im Wandel 
Teilprojekt A4 (Calliess/Freiling)  Bereich A: Rechtsstaat 
 

stitutionalisierte Zusammenarbeit zwischen soziologisch aufgeklärter Rechtwissen-
schaft und instutionenökonomisch orientierter Wirtschaftswissenschaft erforderlich. 

2. Die Erweiterung des Analysefokus: Rechtsicherheit und Gerechtigkeit 
Mit dem funktionalistischen Zugriff auf „Rechtssicherheit“ wurde in der ersten 
Phase der Schwerpunkt auf den rein koordinativen – also grenzüberschreitende 
Austauschbeziehungen unter Effizienzgesichtspunkten ermöglichenden – Aspekt 
des Handelsrechts gelegt und damit auf die Reduktion von Transaktionskosten. 
Freilich ist Rechtssicherheit ohne ein Mindestmaß an formaler und prozeduraler 
Gerechtigkeit nicht denkbar (Calliess 2006 [59], 13 ff.). Das moderne Privat- und 
Wirtschaftsrecht des DRIS verfolgt aber auch darüber hinausgehende sozialregula-
tive Zwecke, wie etwa den Schutz schwächerer Parteien (für Zulieferer: Freiling 
1995 [68], für Verbraucher: Calliess 2006 [59]) oder die Durchsetzung zwingender 
Normen der öffentlichen Ordnung (z.B. Kartellrecht, Menschenrechte). Die in der 
ersten Phase beschriebene Entwicklung der Transnationalisierung des Handels-
rechts ist für den Sfb insbesondere im Hinblick auf diese sozialregulativen Aspekte 
interessant. Denn wären durch diese Entwicklung öffentliche Interessen in keiner 
Weise betroffen, könnte dem Staat die Privatisierung des Handelsrechts schlicht 
egal sein. Da für globale Austauschprozesse verfügbare institutionelle Designs je-
doch wettbewerbspolitisch auf die Marktstruktur zurückwirken (Calliess 2001b 
[55]) und sich zudem auf die Produktion öffentlicher Güter und die Verwirklichung 
universeller Wertvorstellungen auswirken (Voser 1996; Hadfield 2001; Wai 2002), 
wird der Fokus des Teilprojekts in der zweiten Phase um den Aspekt der „Gerech-
tigkeit“ erweitert. Das entspricht auch dem klassisch ordoliberalen Verständnis der 
Wirtschaftsverfassung und der modernen Konstitutionenökonomik (Kerber & Van-
berg 2001; Okruch 2004). 

3. Eine Theorie zur Erklärung von institutionellem Wandel: Evolution 
Die institutionenökonomischen Erklärungen zur Strukturierung und Stabilisierung 
wirtschaftlicher Kooperationen und Austauschprozesse entbehren einer theoreti-
schen Perspektive, die den Wandel der untersuchten Institutionen in der Zeitdimen-
sion einfangen könnte. Allenfalls finden sich Hinweise auf den Wettbewerb als 
Zauberformel, welcher „in the long run“ zur Verdrängung ineffizienter durch effi-
zientere Institutionalisierungen führen soll (Ellickson 2001; Williamson 2005), wo-
bei auf die Beschränkung durch Netzwerkeffekte (lock-in, excess inertia) hingewie-
sen wird (Aviram 2003; Eggertson 2005). In gleicher Weise erschöpfen sich rechts- 
und wirtschaftssoziologische Untersuchungen zumeist darin, die Funktionsweise 
von Selbstorganisation auf der Mikroebene zu beschreiben, ohne diese in den Kon-
text gesellschaftlicher Entwicklungen (z.B. Globalisierung) zu stellen oder Rück-
kopplungseffekte auf das Verständnis von Staatlichkeit zu beachten. Ein Ansatz, in 
dem die Entwicklung der Gesellschaft mit der Entwicklung von Staat und Recht in 
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Beziehung gesetzt wird, findet sich in der rechtshistorisch und rechtssoziologisch 
inspirierten Debatte um Rechtsparadigmen (Calliess 1999 [53]). Seine Anwendung 
im Kontext der Globalisierung steht freilich weitgehend aus (vgl. aber Sousa Santos 
2002). Im Hinblick auf die erläuterte Notwendigkeit, einen Rechtssoziologie und 
Institutionenökonomik integrierenden Ansatz zu entwickeln, bietet es sich dabei an, 
auf das Konzept der Evolution zurückzugreifen (genauer unter 3.4.1). Dieses Kon-
zept hat in der Rechtstheorie (Calliess 2005 [58]; Amstutz & Karavas 2006) und in 
der evolutorischen Ökonomik (Kappelhoff 2004; Dopfer 2005; Freiling u.a. 2006 
[71]) eine zentrale Stellung inne und erscheint geeignet, sowohl den Wandel öko-
nomischer Institutionen in der Globalisierung zu erklären, als auch wegweisende 
Bezüge zum Wandel von Rechtstaatlichkeit herzustellen (Ansätze bei Ellickson 
2001; Benson 2003). Mit den Begriffen der Antriebskräfte und Weichensteller hat 
der Sfb in seinem Forschungsprogramm (Sfb-Weiterführungsantrag 2006, Bd. 1, S. 
37-53) bewusst eine theoretisch offene Begrifflichkeit für die Erklärung des Wan-
dels gewählt, die im Rahmen des Teilprojekts A4 unter Rückgriff auf die Evoluti-
onstheorie ausgefüllt werden kann.  

4. Schlussfolgerung 
In der zweiten und dritten Phase soll das Teilprojekt A4 deshalb unter der Leitung 
von Gralf-Peter Calliess und Jörg Freiling als transdisziplinäres Gemeinschaftspro-
jekt zwischen Rechtswissenschaft und Betriebswirtschaftslehre fortgeführt werden, 
wobei der theoretische Fokus in Phase 2 auf die Evolutionstheorie zur Erklärung 
des in der ersten Phase beobachteten Wandels gelegt wird, um in der dritten Phase 
zu einer gemeinsamen Theoriebildung im Hinblick auf eine globale Wirtschaftsver-
fassung zu kommen.  

Vorarbeiten von Gralf-Peter Calliess 

Calliess hat an der Georg August Universität Göttingen am Lehrstuhl für Allgemei-
ne Rechtstheorie bei Ralf Dreier promoviert, wo er sich intensiv mit dem Wandel 
des Verhältnisses von Recht, Staat und Gesellschaft (Rechtsparadigmen) beschäf-
tigt hat (Calliess 1999 [53]). Als wissenschaftlicher Mitarbeiter von Franz Jürgen 
Säcker am Institut für Wirtschaftsrecht der FU Berlin hat er 2001 zusammen mit 
Matthias Mahlmann die Jahrestagung des Jungen Forum Rechtsphilosophie in der 
Internationalen Vereinigung für Rechts- und Sozialphilosophie zum Thema „Der 
Staat der Zukunft“ ausgerichtet und in der Einleitung zum Tagungsband eine Reihe 
von Thesen zum Thema entwickelt (Calliess & Mahlmann 2002 [61]). Im An-
schluss war er seit 2001 als wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Wirt-
schaftsrecht der Johann-Wolfgang Goethe Universität Frankfurt am Main tätig, wo 
unter der Leitung von Gunther Teubner ein umfangreiches, teils aus Drittmitteln fi-
nanziertes Forschungsprogramm zu den Themen „Globalisierung – Netzwerke – 
Recht“ durchgeführt wird. Dieses Forschungsprogramm weist nicht nur thematisch 
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erhebliche Überschneidungen mit dem Teilprojekt A4 auf (lex mercatoria als glo-
bales Privatregime, relationale Verträge und horizontale Vernetzungen als innovati-
ve Form wirtschaftlicher Organisation zwischen Wettbewerb und Hierarchie: Teub-
ner 1997, 2000, 2003, 2004, 2005; Fischer-Lescano & Teubner 2006; Karavas 
2006; Zumbansen 2003, 2006), sondern gibt – im Hinblick auf die weit reichenden 
theoretischen Aussagen zur Ablösung des Rechts vom Staat in der Globalisierung 
(post-etatistische Rechtstheorie: Teubner 1997, 2003) – auch zentrale Anstöße da-
für, wie diese Aussagen im Teilprojekt A4 empirisch überprüft werden können.  

Calliess hat in Frankfurt Drittmittelprojekte zum globalen (VolkswagenStif-
tung) und europäischen (DFG) Verbrauchervertragsrecht durchgeführt, aus denen 
zahlreiche Veröffentlichungen zum transnationalen Vertrags- und Handelsrecht 
hervorgegangen sind (Calliess 2001a [54], b [55], 2002 [56], 2004 [57], 2007 [60]). 
Insbesondere seine Habilitationsschrift weist mit dem Untertitel „Rechtsicherheit 
und Gerechtigkeit auf dem elektronischen Weltmarktplatz“ enge Bezüge zur Frage-
stellung des Teilprojektes A4 auf (Calliess 2006 [59]). Im theoretischen Ausgangs-
punkt verbindet er dabei systemtheoretische mit institutionentheoretischen Aspek-
ten, welche in eine Evolutionstheorie des Rechts in der Globalisierung eingebettet 
werden (zusammenfassend Calliess 2005 [58]). Von Februar bis September 2006 
war Calliess als Gastforscher am Sfb 597 tätig, wo er zusammen mit Peer Zumban-
sen (Osgoode Law School, Kanada) eine Veröffentlichung zu Entstehung, Funktion 
und Legitimation transnationalen Privatrechts angefertigt hat (Calliess & Zumban-
sen 2006 [62]), in der die in der Fortsetzung des Teilprojekts A4 beabsichtigte Er-
weiterung des Analysefokus auf die Verknüpfung koordinativer (Rechtssicherheit) 
und sozialregulativer (Gerechtigkeit) Aspekte transnationalen Privatrechts begrün-
det wird. 

Angesichts der Privatisierung des Handelsrechts in der Globalisierung stellt 
Calliess die Frage in den Mittelpunkt: Inwiefern und inwieweit können transnatio-
nale Privatregimes auch jene öffentlichen Funktionen wie den Schutz schwächerer 
Parteien und die Verwirklichung von Grundwerten, die im nationalen Raum vom 
staatlichen Zivilrecht gewährleistet wurden, übernehmen und erfüllen? Mit anderen 
Worten geht es Calliess darum, die Privatisierung des Zivilrechts um eine Zivilisie-
rung des Privatrechts zu ergänzen (Calliess 2002 [56]). Insbesondere am Beispiel 
des vertraglichen Verbraucherschutzes hat er dabei gezeigt, dass private Ordnung 
und gesellschaftliche Selbstregulierung einen entscheidenden Beitrag zur Verwirk-
lichung von Gerechtigkeit im transnationalen Raum leisten können, wobei es auf 
ein ko-regulatives Zusammenwirken von Prozessen der Selbstkonstitutionalisierung 
von Zivilregimes und Prozessen der äußeren Konstitutionalisierung über staatliche 
Rahmensetzungen und richterliche Kontrollen ankommt, aus welchem globale Zi-
vilverfassungen entstehen (Calliess 2006 [59], 220 ff.). 
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Vorarbeiten von Jörg Freiling  

Auch die Forschung von Jörg Freiling weist erhebliche Überschneidungen mit den 
Vorarbeiten des Teilprojektes A4 auf. Diese beziehen sich zum einen auf die Be-
handlung verschiedener Aspekte der rechtlich-institutionellen Einbettung ökonomi-
scher Austauschprozesse und zum anderen auf seine Forschung im Bereich der evo-
lutorischen Ökonomik.  

Jörg Freiling hat sich in diversen Vorarbeiten mit für das Teilprojekt A4 rele-
vanten Steuerungsmechanismen von Geschäftsbeziehungen und organisationalen 
Netzwerken befasst (u.a. Engelhardt & Freiling 1996 [70], Freiling 1997 [67], 
1999 [66], Freiling & Reckenfelderbäumer 2004 [72]). Im Rahmen seiner Disser-
tationsschrift (Freiling 1995 [68]) wurde die Vertragsgestaltung zwischen Zuliefe-
rern und Abnehmern mit Fokus auf die Automobilindustrie neo-institutionenöko-
nomisch untersucht (Schwerpunkt: JIT-Verträge, Transaktionskosten- und Agen-
cy-theoretische Betrachtung). Probleme der Vertragsgestaltung wurden daneben 
im Rahmen von zum Teil drittmittelgeförderten (BMBF) Projekten im Kontext des 
Performance Contracting eingehender untersucht (Freiling, Buse & Weißenfels 
2001 [69] und Freiling 2004a [63]).  

Schließlich hat sich Jörg Freiling intensiv mit dem evolutorischen Ansatz be-
fasst, der die zentrale Grundlage für die Entwicklung eines theoretischen Erklä-
rungsansatzes des Teilprojektes A4 darstellt. Diesbezüglich ist zum einen auf seine 
Habilitationsschrift (Freiling 2001 [65]) zu verweisen, in welcher er sich mit dem 
institutionellen/organisationalen Wandel aus der Sicht der Resource-based View, 
einem Ansatz der Evolutorischen Ökonomik, beschäftigt. Fokus waren die Verän-
derungs(un)möglichkeiten von Unternehmungen unter Berücksichtigung des histo-
rischen Entwicklungskontextes. Diese Ansätze wurden in neueren Arbeiten weiter-
entwickelt (Freiling 2004a [63], b [64], Freiling, Gersch & Goeke 2006 [71], 
Gersch, Freiling & Goeke 2006 [74], Freiling & Welling 2006 [73]) und münden 
unter anderem in die Ausformulierung einer spezifischen evolutionstheoretischen 
Institutionentheorie („Competence-based Theory of the Firm). Spezifikum dieses 
Ansatzes ist die Erklärung nicht nur der Institution als solcher, sondern zugleich 
der Erklärung des institutionellen Umfelds, was zurzeit im Rahmen des Patent-
Managements im internationalen Kontext erfolgt (Freiling & Welling 2006 [73]). 

3.3.2 Liste der aus dem Teilprojekt seit der letzten Antragstellung 
entstandenen Publikationen sowie der Vorarbeiten des neuen 
Teilprojektleiters 

(I) Referierte Beiträge für 

(a) wissenschaftliche Zeitschriften 
1. Flood, John (2006a) Law Firms, in: David S. Clark, Hg., Encyclopedia of Law and So-
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ciety: American and Global Perspectives, Thousand Oaks, CA: Sage (erscheint im No-
vember 2006) 

2. Flood, John (2006b) Participant Observation, in: David S. Clark, Hg., Encyclopedia of 
Law and Society: American and Global Perspectives, Thousand Oaks, CA: Sage (er-
scheint im November 2006) 

3. Flood, John (2003) NOvA (NoGo) or Multi-Disintegrating Partnerships, in: Legal Eth-
ics 5:1, 9-13 

4. Gessner, Volkmar (2006a) Global Legal Culture, in: David S. Clark, Hg., Encyclopedia 
of Law and Society: American and Global Perspectives, Thousand Oaks, CA: Sage, (er-
scheint im November 2006) 

5. Konradi, Wioletta & Héctor Fix-Fierro (2005) Lex Mercatoria in the Mirror of Empiri-
cal Research, in: Sociologia del Diritto 32:2/3, 205-227 (eine spanische Übersetzung er-
scheint im Juni 2006 im Boletín Mexicano de Derecho Comparado) 

(b) monographische Reihen (einschließlich book proposals) 
6. Antons, Christoph & Volkmar Gessner, Hg. (2006) Globalisation and Resistance: Law 

Reform in Asia Since the Crisis, Oxford: Hart (erscheint im Herbst 2006) 
7. Gessner, Volkmar & David Nelken, Hg. (2007) European Legal Cultures – Proceedings 

of the 2005-Oñati Conference, Oxford: Hart (erscheint 2007) 
8. Sosa, Fabian (2006a) Die Koordination internationaler Transaktionen durch vertragli-

che und relationale Mechanismen, Baden-Baden: Nomos (Dissertation, erscheint im 
August 2006)  

(c) Sammelbandbeiträge 
9. Flood, John (2005) Rating, Dating, and the Informal Regulation and the Formal Order-

ing of Financial Transactions: Securitizations and Credit Rating Agencies in Privatising 
Development, in: Michael B. Likosky, Hg., Transnational Law, Infrastructure and Hu-
man Rights, Leiden/Boston: Martinus Nijhoff, 147-171 

10. Gessner, Volkmar (2006b) Legalization and the Varieties of Capitalism, in: Christoph 
Antons & Volkmar Gessner, Hg., Globalisation and Resistance: Law Reform in Asia 
since the Crisis, Oxford: Hart (erscheint im Herbst 2006) 

(d) wesentliche Fachkongresse 
11. Dietz, Thomas & Holger Nieswandt (2005) Vortrag und Papier: Globales Outsourcing 

in der Softwareentwicklung: Ein Entscheidungsproblem unter Unsicherheit, For-
schungskolloquium des Max-Planck-Instituts für Gesellschaftsforschung, Köln, No-
vember 2005 

12. Dietz, Thomas & Holger Nieswandt (2005) Vortrag und Papier: The Emergence of In-
ternational Cooperation under Uncertainty, Workshop “Self-Governance and the Law 
in Multinational Corporations and Transnational Business Networks”, Oñati, Spanien, 
Juni 2005 

13. Dietz, Thomas & Holger Nieswandt (2005) Vortrag und Papier: Cognitive Expectation 
Structures and Inter-firm Relationships, University of Tilburg, Niederlande, April 2005 

14. Dietz, Thomas & Holger Nieswandt (2005) Vortrag und Papier: Kognitive Erwartungs-
strukturen in internationalen Geschäftsbeziehungen, Die Gesellschaft der Wirtschaft, 
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Tagung der Vereinigung für Rechtssoziologie und der Sektion Rechtssoziologie in der 
Deutschen Gesellschaft für Soziologie, Siegen, April 2005 

15. Dietz, Thomas & Holger Nieswandt (2004) Vortrag und Papier: Cooperating for the 
Generation of Radical Innovation, Norwegian School of Management, Oslo, Norwegen, 
November 2004 

16. Fix-Fierro, Hector (2004) Vortrag und Papier: Lex Mercatoria in the Mirror of Empiri-
cal Research, Tagung: Lex Mercatoria Razionalità formale o materiale? Imperia, Italien, 
Juni 2004 

17. Flood, John (2005) Vortrag und Papier: Lawyers and Large-Scale Restructuring, Law 
Department, London School of Economics, London, United Kingdom, November 2005 

18. Flood, John (2005) Vortrag und Papier: Large Law Firms: Priests of the New Capital-
ism, Global Capitalisms, Research Seminar, Warwick Business School, Warwick, 
United Kingdom, Oktober 2005 

19. Flood, John (2005) Vortrag und Papier: Large Law Firms: Priests of the New Capital-
ism, Tagung: European Ways of Law, First European Socio-Legal Conference. Oñati, 
Spanien, Juli 2005 

20. Flood, John (2005) discussant: Genesis of a European Legal Space European Ways of 
Law, First European Socio-Legal Conference, Oñati, Spanien, Juli 2005 

21. Flood, John (2005) European Ways of Law, First European Socio-Legal Conference, 
chair and discussant in the section: Classical European Sociology of Law, Oñati, 
Spanien, Juli 2005 

22. Flood, John (2005) Vortrag und Papier: Lawyers as Sanctifiers, Tagung: Self-
Governance and the Law in Multinational Corporations and Transnational Business 
Networks, International Institute for the Sociology of Law, Oñati, Spanien, Juni 2005 

23. Flood, John (2005) Vortrag und Papier: Lawyers as Sanctifiers, Tagung: Socio-Legal 
Studies Association Meeting, Liverpool, United Kingdom, April 2005 

24. Flood, John (2003) Vortrag und Papier: Rating, Dating and the Credit Rating Agencies: 
The (In)formal Role in Regulating Financial Transactions, Faculty of Law, Oxford 
University, Oxford, United Kingdom, April 2003 

25. Flood, John (2003) Vortrag und Papier: Conducting Ethnographies of Lawyers, Work-
shop on Socio-Legal Methods, International Institute for the Sociology of Law, Oñati, 
Spanien, April 2003 

26. Gessner, Volkmar (2005a) Vortrag und Papier: Teaching Legal Culture, Tagung: “En-
culturing Law”, 10th National Law School, Bangalore, Indien, August 2005 

27. Gessner, Volkmar (2005b) Vortrag und Papier: Globalization of Enabling Law, Tagung: 
“European Ways of Law”, Oñati, Spanien, Juli 2005 

28. Gessner, Volkmar (2005c) Vortrag und Papier: Introduction: Law in a Globalizing 
Economy-precarious Support and Regulation Tasks, Workshop: “Self-Governance and 
The Law In Multinational Corporations and Transnational Business Networks”, Oñati, 
Spanien, Juni 2005 

29. Gessner, Volkmar (2005d) Vortrag und Papier: Polarisation and Convergence in Socio-
Legal Studies, Workshop: “Complex Approaches to Understanding Global Legal Cul-
tures: Globalization of Enabling Law”, Oñati, Spanien, Juni 2005 
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30. Gessner, Volkmar (2004) Vortrag und Papier: Regulation and Support – International 

Business in a Global Legal Culture, Tagung: Jornadas Internacionales Ciudadanía y De-
recho en la Era de la Globalización, University of Sevilla, Sevilla, Spanien, Oktober 
2004 

31. Gessner, Volkmar (2004) Vortrag und Papier: Theorie und Empirie zur Erforschung des 
Konfliktverhaltens kleiner und mittlerer Unternehmen, Workshop: KMU-Konflikte, 
Universität Luzern, Faculty of Law, Luzern, Schweiz, Oktober 2004 

32. Gessner, Volkmar (2004) Vortrag und Papier: Globalization of Law, International Con-
ference On Sociology Of Law, Faculty Of Law, Puerto Rico, August 2004 

33. Gessner, Volkmar (2004) Vortrag und Papier: Legalization and the Varieties of Capital-
ism, Universidad Nacional Autónoma de México, Instituto de Investigaciones Jurídicas, 
Mexico, Januar 2004 

34. Gessner, Volkmar (2003) Workshop „Globalisation and Resistance: Law Reform in 
Asia after the Financial Crisis“, Oñati, Spanien, Juni 2003 

35. Konradi, Wioletta (2005) Vortrag und Papier: Lex Mercatoria als globales Recht der 
Wirtschaft? Selbstregulierung innerhalb von sozialen und wirtschaftlichen Netzwerken, 
Zweite Tagung für Nachwuchswissenschaftler/Innen in der disziplinenübergreifenden 
Rechtsforschung, Halle, November 2005 

36. Konradi, Wioletta (2005) Comment on the Paper of Amitai Aviram “The Evolution of 
Private Legal Systems”, Workshop “Self-Governance and the Law in Multinational 
Corporations and Transnational Business Networks”, Oñati, Spanien, Juni 2005 

37. Konradi, Wioletta (2004) Vortrag und Papier: Lex Mercatoria in the Mirror of Empiri-
cal Research, Tagung: Lex Mercatoria Razionalità formale o materiale? Imperia, Italien, 
Juni 2004 

38. Sosa, Fabian (2006) Vortrag und Papier: Cross-Border Dispute Resolution from the 
Perspective of Midsized Law Firms, Tagung: “Annual meeting of the Law and Society 
Association“, Baltimore, MD, USA, Juli 2006 

39. Sosa, Fabian (2005) Vortrag und Papier: The Role of Midsized Law Firms in Globalized 
Exchange Processes, Tagung: “Law and Justice Beyond Borders”, Session on Transna-
tional Lawyering, Sorbonne Universität, Paris, Frankreich, Juli 2005 

40. Sosa, Fabian (2005) Vortrag und Papier: The Role of Midsized Law Firms in Globalized 
Exchange Processes, Workshop: “Self-Governance and the Law in Multinational Cor-
porations and Transnational Business Networks”, Oñati, Spanien, Juni 2005 

(e) Arbeitspapiere 
41. Dietz, Thomas & Holger Nieswandt (2006a) The Emergence of International Coopera-

tion under Uncertainty, Bremen: Universität, Sfb 597 (TranState-Working Paper, im 
Review-Verfahren) 

42. Dietz, Thomas & Holger Nieswandt (2006b) Globales Outsourcing in der Softwareent-
wicklung: Ein Entscheidungsproblem unter Unsicherheit, Bremen: Universität, Sfb 597 
(TranState Working Paper, wird bis Juli 2006 eingereicht) 

43. Konradi, Wioletta (2006) Lex Mercatoria als globales Recht der Wirtschaft? Die Koor-
dination der grenzüberschreitenden Transaktionen am Beispiel der Holzindustrie, Bre-
men: Universität, Sfb 597 (TranState-Working Paper, wird bis Juli 2006 eingereicht) 
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44. Sosa, Fabian (2006b) The Role of Midsized Law Firms in Globalized Exchange Proc-
esses. The Example of International Commercial Arbitration, Bremen: Universität, Sfb 
597 (TranState Working Paper, wird bis Juli 2006 eingereicht) 

45. Sosa, Fabian, Thomas Dietz, Holger Nieswandt & Wioletta Konradi (2006) Neue For-
men von Rechtssicherheit in globalisierten Austauschprozessen, Bremen: Universität, 
Sfb 597 (TranState Working Paper, wird bis August 2006 eingereicht) 

46. Sosa, Fabian & John Flood (2006) International Lawyers, Bremen: Universität, Sfb 597 
(TranState Working Paper, im Review-Verfahren) 

(II) Eingereichte Beiträge 

(a) wissenschaftliche Zeitschriften 
47. Flood, John & Fabian Sosa (2007) The Stabilisation of Transnational Legal Expecta-

tions: The Example of England and Germany, International Journal of the Legal Pro-
fession (wird bis September 2006 eingereicht) 

(b) monographische Reihen (einschließlich book proposals) 
48. Dietz, Thomas & Holger Nieswandt, Hg. (2007) New Forms of Legal Certainty, Oxford: 

Hart (Sammelband – wird bis Januar 2007 eingereicht) 
49. Flood, John & Fabian Sosa, Hg. (2007) The Role of Lawyers in Globalisation, Ashgate: 

Gower (Sammelband – wird bis Januar 2007 eingereicht) 

(III) Im Teilprojekt entstehende weitere Qualifikationsarbeiten 

50. Dietz, Thomas (Ende 2006) Transnationale ökonomische Governance. Die Bedeutung 
staatlicher und privater Governance-Mechanismen für das Zustandekommen grenzüber-
schreitender Kooperation in der Softwareentwicklung (zusammen mit Holger Nies-
wandt) 

51. Konradi, Violetta (2007) Lex Mercatoria als globales Recht der Wirtschaft? Die Koor-
dination internationaler Transaktionen am Beispiel der Holzindustrie 

52. Nieswandt, Holger (Ende 2006) Transnationale ökonomische Governance. Die Bedeu-
tung staatlicher und privater Governance-Mechanismen für das Zustandekommen 
grenzüberschreitender Kooperation in der Softwareentwicklung (zusammen mit Thomas 
Dietz) 

(IV) Vorarbeiten des neuen Projektleiters Gralf-Peter Calliess 

53. Calliess, Gralf-Peter (1999) Prozedurales Recht, Baden-Baden: Nomos (Studien zur 
Rechtsphilosophie und Rechtstheorie Bd. 19) 

54. Calliess, Gralf-Peter (2001a) Die Zukunft der Privatautonomie. Zur neueren Entwick-
lung eines gemeineuropäischen Rechtsprinzips, in: Brigitta Jud, Thomas Bachner, Rai-
mund Bollenberger, Verena Halbwachs, Susanne Kalss, Franz-Stefan Meissel, Helmut 
Ofner & Christian Rabl, Hg. [für die Gesellschaft Junger Zivilrechtswissenschaftler], 
Prinzipien des Privatrechts und Rechtsvereinheitlichung, Jahrbuch Junger Zivilrechts-
wissenschaftler 2000, Stuttgart: Boorberg, 83-108 

55. Calliess, Gralf-Peter (2001b) Rechtssicherheit und Marktbeherrschung im elektroni-
schen Welthandel. Die Globalisierung des Rechts als Herausforderung der Rechts- und 
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Wirtschaftstheorie, in: Jürgen B. Donges & Stefan Mai, Hg., E-Commerce und Wirt-
schaftspolitik, Stuttgart: Lucius & Lucius, 189-206 

56. Calliess, Gralf-Peter (2002) Reflexive Transnational Law. The Privatisation of Civil 
Law and the Civilisation of Private Law, in: Zeitschrift für Rechtssoziologie 23:2, 185-
216 

57. Calliess, Gralf-Peter (2004) Transnationales Handelsvertragsrecht: Private Ordnung und 
staatlicher Rahmen, in: Michael Zürn & Bernhard Zangl, Hg., Verrechtlichung – Bau-
stein für Global Governance?, Bonn: Dietz, 160-178 

58. Calliess, Gralf-Peter (2005) Billigkeit und effektiver Rechtsschutz. Innovation und Evo-
lution des Rechts in der Globalisierung, in: Zeitschrift für Rechtssoziologie 26:1, 35-55 

59. Calliess, Gralf-Peter (2006) Grenzüberschreitende Verbraucherverträge, Rechtssicher-
heit und Gerechtigkeit auf dem elektronischen Weltmarktplatz, Mohr Siebeck: Tübingen 
(Jus Privatum, Bd. 103) 

60. Calliess, Gralf-Peter (2007) Weitgehende Übereinstimmung und laufendes Programm. 
Zur Legitimation von Privatrecht im Zeitalter der Globalisierung, in: Karl Riesenhuber, 
Hg., Rechtsangleichung – Methoden und Inhalte, Berlin/New York: De Gruyter (i.E.; 
japanische Übersetzung in Vorbereitung) 

61. Calliess, Gralf-Peter & Matthias Mahlmann (2002) Der Staat der Zukunft. Eine Einlei-
tung, in: dies., Hg., Der Staat der Zukunft, Stuttgart: Steiner, 11-26 (= Archiv für 
Rechts- und Sozialphilosophie [ARSP], Beiheft 83) 

62. Calliess, Gralf-Peter & Zumbansen, Peer (2006), Rough Consensus and Running Code. 
The Making of Transnational Private Law, Bremen: Universität, Sfb 597 (TranState-
Working-Paper, eingereicht im Juli 2006)  

(V) Vorarbeiten des neuen Projektleiters Jörg Freiling  

63. Freiling, Jörg (2004a) Performance Contracting, in: Klaus Backhaus & Markus Voeth, 
Hg., Handbuch Industriegütermarketing, Wiesbaden: Gabler, 677-695 

64. Freiling, Jörg (2004b) Competence-based View der Unternehmung, in: Die Unterneh-
mung 58:1, 5-25 

65. Freiling Jörg (2001) Ressourcenorientierte Reorganisation, Wiesbaden: Deutscher Uni-
versitäts-Verlag  

66. Freiling, Jörg (1999) Management Strategischer Allianzen, in: Swiss Export 40 (Som-
mer), 10-15 

67. Freiling, Jörg (1997) Relationships as Resources: Implications of the Resource-Based 
View, in: Florence Mazet, Robert Salle, & Jean-Paul Valla, Hg., Interaction, Relation-
ships and Networks in Business Markets, Competitive Papers, 13th IMP Conference, 
Lyon, 249-277 

68. Freiling, Jörg (1995) Die Abhängigkeit der Zulieferer. Ein strategisches Problem, 
Wiesbaden: Deutscher Universitäts-Verlag 

69. Freiling, Jörg, Christian Buse & Sven Weißenfels (2001) Turning Product Business into 
Service Business: Performance Contracting as a Challenge of SME Customer/Supplier 
Networks, Competitive Paper, 17th IMP Conference, Oslo, zugleich Arbeitsbericht Nr. 
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89 des Instituts für Unternehmungsführung und Unternehmensforschung der Ruhr-
Universität Bochum, Bochum 

70. Engelhardt, Werner & Jörg Freiling (1996) Prekäre Partnerschaften – Gefahren, die aus 
Geschäftsbeziehungen erwachsen, in: Absatzwirtschaft, 39:10 (Sondernummer), 145-
151 

71. Freiling, Jörg, Martin Gersch & Christian Goeke (2006) Eine „Competence-based Theo-
ry of the Firm“ als marktprozesstheoretischer Ansatz – Erste disziplinäre Basisentschei-
dungen eines evolutorischen Forschungsprogramms, in: Managementforschung 16 
„Management von Kompetenz“, 37-82 

72. Freiling, Jörg & Martin Reckenfelderbäumer (2004) Markt und Unternehmung, Wies-
baden: Gabler 

73. Freiling, Jörg & Michael Welling (2006) A System Dynamics Model of Resource-based 
Patent Management and Competition, Competitive Paper, 26th Conference of the Strate-
gic Management Society, Wien 

74. Gersch, Martin, Jörg Freiling & Christian Goeke (2006) An Evolutionary Angle on Re-
source- and Competence-based Alliances in Volatile Environments, 26th Conference of 
the Strategic Management Society, Wien 

3.4 Geplante Weiterführung des Teilprojekts  
(Ziele, Methoden, Arbeitsprogramm) 

3.4.1 Forschungsziele 

Überblick 

Zweite Phase (2007-2010) Dritte Phase (2011-2014) 

Entwicklung eines integrativen Erklärungsansatzes für 
die Transnationalisierung des Handelsrechts auf der Basis 
einer transdisziplinären Evolutionstheorie. Ökonomische 
Studien zum IKT-induzierten Wandel privater Governan-
ce-Strukturen und zum transaktionskostenbasierten Ver-
gleich privater und staatlicher Governance-Strukturen 
sowie zu deren Rückkopplungen auf die Marktstruktur. 
Juristische Studien zur inneren (transnational public po-
licy) und äußeren (staatliche Infrastruktur und Rechts-
rahmen) Konstitutionalisierung transnationalen Handels-
rechts sowie deren wechselseitige Rückkopplung. 

Reformulierung der Theorie der Wirtschaftsverfassung 
zu einer empirisch fundierten, normativ orientierten The-
orie einer polyzentrischen Weltwirtschaftsverfassung: In 
der globalen Zivilrechtsgesellschaft kommt es zu hybri-
den Strukturen regulierter Selbstregulierung und so zur 
veränderten Rolle des Staates bei der Gewährleistung von 
Rechtssicherheit und Gerechtigkeit. Studien zum kom-
plexen Zusammenwirken nationaler, internationaler (völ-
kerrechtlicher) und transnationaler Governance-Struk-
turen in der post-nationalen Konstellation von Staatlich-
keit. Theoriebildung in Abstimmung mit A- und B-Säule. 

Begriffsrahmen, theoretische Einbettung und Herleitung der Hauptfrage 

Ziel der zweiten Phase ist es, den Prozess der Transnationalisierung des Handels-
rechts zu erklären. Hierzu bedarf es zunächst eines einheitlichen Begriffsrahmens, 
der es zulässt, im Zeitvergleich zwischen der Hochzeit des DRIS um ca. 1970 und 
heute den Bedeutungswandels privater und staatlicher Ordnungsleistungen für den 
Handel zu erfassen (1). Sodann ist ein theoretischer Rahmen zu entwickeln, mit 
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dem erklärt werden kann, wie es zu dem Wandel in der Verwendung unterschiedli-
cher staatlicher und privater Institutionen zur Unterdrückung opportunistischen 
Verhaltens kommt (2). Schließlich wird die Hauptfrage entwickelt, aus der sich die 
Durchführung von vier Einzelstudien in der zweiten Phase ergibt (3).  

1. Begriffsrahmen: Eine Taxonomie der globalen ökonomischen Governance  
Auf der Grundlage der Ergebnisse aus der ersten Phase soll im ersten Schritt eine 
Taxonomie der Governance globaler Austauschprozesse entworfen werden, welche 
sämtliche Mechanismen zur Eindämmung opportunistischen Verhaltens einbezieht. 
Ansätze hierzu finden sich bereits in der Literatur zum Private Ordering, wo für die 
Governance von Vertragsbeziehungen, je nach den beteiligten Akteuren und den 
zur Verfügung stehenden Sanktionen, fünf Kategorien der Kontrolle opportunisti-
schen Verhaltens gebildet werden (Ellickson 1991, 126 ff.; Panther 2000). Vorgela-
gert ist die institutionelle Wahl zwischen Markt (Vertrag) und Hierarchie (Firma) 
einzubeziehen, wobei auch die vielfältigen Hybridformen (relationale Verträge, 
Netzwerke) zu berücksichtigen sind (als Überblick Williamson 2005). Tendenziell 
unterbelichtet bleibt in diesem Zusammenhang bisher die Rolle des staatlichen 
Rechts, was u.a. auf mangelhafte Rechtskenntnisse vieler wirtschaftswissenschaftli-
cher Autoren zurückzuführen ist (so etwa bei Leeson 2005, 19). Generell wird da-
von ausgegangen, dass private Ordnung auch in den OECD-Staaten mit gut funkti-
onierendem Rechtssystem eine wichtige Rolle spielt, dass also das „Private Orde-
ring in the Shadow of Law“ stattfindet (Williamson 2005). Für Entwicklungs- und 
Schwellenländer mit ineffizientem Rechtssystem wird angenommen, dass im dorti-
gen Verhältnis von „Lawlessness and Economics“ (Dixit 2004) private Ordnungs-
leistungen das vom Staat eröffnete normative Vakuum ausfüllen. Übersehen wird 
freilich, dass auch der grenzüberschreitende Handel zwischen OECD-Staaten in ei-
nem Zustand der relativen Rechtlosigkeit stattfindet (Schmidt-Trenz 1990; Streit & 
Mangels 1996). 

In der Institutionenökonomik wird zudem der Gegensatz zwischen öffentlicher 
und privater Ordnung überbetont, so dass die in der ersten Phase beobachteten 
Formen eines pragmatischen Institutionenmix, wo z.B. law firms transaktionsspezi-
fisch private und staatliche Governance-Mechanismen rekombinieren, nicht einge-
fangen werden. Gerade in der Untersuchung derartiger situativer Kopplungen unter-
schiedlicher Steuerungsmechanismen wird eine Forschungslücke gesehen, die sich 
mit Hilfe evolutorischer Ansätze schließen lässt und die den veränderten Stellen-
wert der Staatlichkeit in internationalen Transaktionen zu erklären vermag. Ebenso 
unberücksichtigt bleiben ferner auch Formen der hybrid governance (Engel 2000) 
in „globalen Zivilregimes“ (Calliess 2006 [59]: 245-284), die sich – weit entfernt 
vom eher theoretischen Fall vollkommen autonomer „Private Legal Systems“ 
(Bernstein 2001; Hadfield 2001) – auf die Teilprivatisierung bestimmter Dimensio-
nen von Rechtstaatlichkeit stützen. In der Handelsschiedsgerichtsbarkeit wird etwa 
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private Rechtsanwendung mit staatlicher Vollstreckung verbunden, wobei sowohl 
private als auch staatliche Normen angewendet werden, bzw. die Frage nach dem 
anwendbaren Recht explizit offen oder im Dunkeln gelassen wird.  

Ziel des Teilprojekts ist es, die so beschriebenen Lücken dadurch zu schließen, 
dass eine der komplexen sozialen Wirklichkeit gerecht werdende Taxonomie öko-
nomischer Governance im Zusammenwirken von Wirtschafts- und Rechtswissen-
schaft ausgearbeitet wird. Vorarbeiten hierzu finden sich im Antrag auf Auslaufför-
derung des Teilprojekts A4 (Antrag auf Weiterführung des Sfb, Bd. 1, S. 293-296). 
An dieser Stelle soll als Arbeitsgrundlage ein Begriffsrahmen definiert werden: 

Im Hinblick auf die Formen globaler ökonomischer Governance unterscheiden 
wir zwischen zweiseitigen und dreiseitigen Governance-Mechanismen. Zweiseitige 
Governance-Mechanismen betreffen private Maßnahmen der Selbsthilfe der betei-
ligten Transaktionspartner durch Einbettung des punktuellen Austauschs in eine 
Hierarchie (Firma) oder in eine langfristige Geschäftsbeziehung (relationales Ver-
tragsmanagement). Dreiseitige Governance-Mechanismen stützen sich im Konflikt-
falle auf die Einbeziehung eines unabhängigen Dritten. Sie können sich der Logik 
der rechtsstaatlichen Gewaltenteilung folgend auf die drei Funktionen der Normset-
zung, der Normanwendung und des Normvollzugs beziehen und werden sowohl von 
privaten Anbietern von Ordnungsleistungen als auch vom Staat als Anbieter von 
Justizdienstleistungen zur Verfügung gestellt. Im Hinblick auf die drei genannten 
Funktionen können dreiseitige Governance-Mechanismen auf unterschiedliche Art 
und Weise zu institutionell verfestigten Governance-Regimes verknüpft werden. 
Privatregimes erlangen einen hinreichenden Grad an Effektivität allein durch den 
Zugriff auf private Ordnungsleistungen (Privatkodifikationen, Schiedsgerichte, so-
ziale Sanktionen). Öffentliche Regimes stützen sich ausschließlich auf staatliche Ju-
stizdienstleistungen (Welthandelsrecht). Zivilregimes beruhen demgegenüber auf 
innovativen Kombinationen von privaten und staatlichen Governance-Mechanis-
men (Recombinant Governance).  

2. Theoretischer Rahmen: Zur evolutorischen Erklärung von institutionellem Wandel 
Da die Institutionenökonomik über einen gut etablierten Begriffsrahmen zur Be-
schreibung von Governance-Mechanismen verfügt, welcher die Grundlage für die 
zu entwickelnde Taxonomie bilden soll, liegt es nahe, sich bei der Auswahl theore-
tischer Instrumente für die Erklärung des Wandels denjenigen institutionenökono-
mischen Konzepten zuzuwenden, bei denen es um Wandlungsprozesse in der Go-
vernance wirtschaftlicher Austauschprozesse geht. Zunächst muss festgehalten 
werden, dass sich die Neue Institutionenökonomik in ihrer Grundkonzeption vor-
nehmlich für zeitpunktbezogene Analysen und Vergleiche von Governance-
Mechanismen interessiert. Ihr Begriffsinstrumentarium ist dementsprechend ausge-
richtet (Dixit 2006, 13). Verschiedene Transaktionstypen stellen jeweils unter-
schiedliche institutionelle Anforderungen, die durch bestimmte Governance-
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Mechanismen oder Kombinationen von Governance-Mechanismen am besten er-
füllt werden. Auf der Grundlage eines rational institutional choice-Ansatzes wird 
dabei unterstellt, dass in der Zeitdimension ein institutioneller Wettbewerb zur na-
hezu unmittelbaren Durchsetzung der transaktionsspezifisch effizientesten Mecha-
nismen und Kombinationen führt (Williamson 2005; Greif 2006). Die damit unter-
stellte These eines institutionellen Fortschritts wurde freilich kritisiert, weil sich an-
hand wirtschaftsgeschichtlicher Analysen zeigen lässt, dass Gesellschaften häufig 
sehr lange an ineffizienten institutionellen Strukturen festhalten, was zu wirtschaft-
licher Stagnation führen kann (North 1990; Eggertson 2005). 

Soweit sich die Neue Institutionenökonomik vor diesem Hintergrund intensiver 
mit der Frage nach institutionellem Wandel auseinandergesetzt hat, wird zur Erklä-
rung zumeist auf den Begriff der Evolution zurückgegriffen, häufig allerdings ohne 
dieses Konzept näher zu erläutern oder theoretisch angemessen zu erfassen. Auf der 
Grundlage eines weiten Verständnisses des „Wettbewerbs als Entdeckungsverfah-
ren“ im Sinne von Hayek wird das Konzept des Wettbewerbs auf Gütermärkten da-
bei in den ideellen Bereich der Normen und Institutionen übertragen: So hat sich für 
die politische Regulierung innerhalb föderaler Systeme ein umfangreicher Diskurs 
über die Vor- und Nachteile eines „Regulierungswettbewerbs“ als „Wettbewerb der 
Rechtsordnungen“ oder „Systemwettbewerb“ etabliert (Obinger u.a. 2006, 31-35): 
Die beteiligten Staaten konkurrieren als Anbieter von möglichst effizienten Ord-
nungsstrukturen um die Niederlassung von Unternehmen (Standortwettbewerb), 
oder sie ermöglichen den Unternehmen als Nachfragern sogar standortunabhängig 
die freie Wahl des effizientesten Regimes (am Beispiel des staatlichen Privatrechts: 
Kieninger 2002). Dabei wird auf die komplexen Voraussetzungen und vielfältigen 
Beschränkungen dieses Wettbewerbs hingewiesen (Kerber & Heine 2003). Auf 
dem Gebiet der gesellschaftlichen Selbstregulierung (Privatregimes) wird die Evo-
lution sozialer Normen durch eine Markt-Analogie erklärt, nach welcher sich die ef-
fizientesten Ordnungsangebote privater Normunternehmer im Wettbewerb durch-
setzen (Ellickson 2001), wobei auf die vielfältigen Beschränkungen dieses Wettbe-
werbs aufgrund der Netzwerkarchitektur sozialer Selbstregulierung hingewiesen 
wird (lock-in und excess inertia: Aviram 2003, 2004). Auch wirtschaftshistorische 
Analysen zur mittelalterlichen lex mercatoria bedienen sich evolutorischer Konzep-
te zur Erklärung der Entstehung und des Niedergangs von Privatregimes (Benson 
1999a). Besonders nah an den Forschungsfragen des Teilprojektes A4 liegen Arbei-
ten, die unter Rückgriff auf evolutorische Konzepte das Verhältnis zwischen und 
den Bedeutungswandel von staatlichen und privaten Ordnungsangeboten untersu-
chen (Benson 2003, 2006). Methodisches Vorbild können dabei Untersuchungen 
sein, die zum Beispiel die Streitschlichtung vor staatlichen Gerichten mit der priva-
ten Schiedsgerichtsbarkeit vergleichen (Benson 1999b). 
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Insgesamt wird deutlich, dass die Neue Institutionenökonomik bei der Erklä-
rung von Wandel vornehmlich auf Begriffe zurückzugreifen versucht, die dem ana-
lytischen Rahmen der Evolutorischen Ökonomik entstammen. In der neueren Lite-
ratur wird deshalb betont, dass eine Verbindung des institutionenökonomischen 
Begriffsrahmens mit evolutorischen Konzepten, wie insbesondere der Pfadabhän-
gigkeit, bei der Erklärung institutionellen Wandels sehr fruchtbar sein kann (Kerber 
& Heine 2003; Foss & Foss 2004, 2005). Die Evolutorische Ökonomik (Dopfer 
1990, 2005; Kappelhoff 2004) erklärt Wandlungsprozesse auf der Basis einer ge-
mäßigt-voluntaristischen Weltsicht (Burrell & Morgan 1979). Dies bedeutet für den 
Bereich der Governance von Austauschprozessen, dass die Handlungsspielräume 
von Akteuren bei der Gestaltung und Auswahl spezifischer Governance-
Mechanismen auf unterschiedliche Weise eingeschränkt sind. Zum einen ergeben 
sich Einschränkungen aus den begrenzten kognitiven Fähigkeiten der Akteure: Aus 
Komplexitätsgründen und auch aufgrund höchst unvollständiger Information ist es 
ihnen nicht möglich, jederzeit den optimalen Governance-Mechanismus auszuwäh-
len. Zum anderen ist die Gestaltung, Auswahl oder Ablehnung eines Governance-
Mechanismus abhängig von der sozialen Umwelt, in die eine wirtschaftliche 
Tauschbeziehung eingebunden ist. Des Weiteren sind Akteure bei der Gestaltung 
und Auswahl von Governance-Mechanismen insofern eingeschränkt, als sie in ihren 
gegenwärtigen und zukünftigen Entscheidungen durch Entwicklungen und Festle-
gungen in der Vergangenheit vorgeprägt und – in Grenzen – auch eingeengt sind 
(Pfadabhängigkeit: Sydow u.a. 2005). Erfahrungen, erlernte Wahrnehmungs- und 
Entscheidungsmuster von Individuen sind ebenso wie die historisch gewachsene 
Rolle des Staates in der Gesellschaft, einschließlich seiner Gesetzgebung und seiner 
Rechtsprechung, Beispiele für derartige struktur- und ordnungsbildende Faktoren, 
mit denen sich die Evolutionsökonomie zur Erklärung von Wandel befasst. Das 
history matters Arguments von Teece u.a. (1994) muss bei der Erklärung des Be-
deutungswandels von Governance-Mechanismen demnach notwendigerweise be-
rücksichtigt werden. 

Auch in Rechtsgeschichte und Rechtssoziologie sind die Verwendung von evo-
lutorischen Konzepten zur Erklärung von rechtlichem Wandel verbreitet (z.B. Mai-
ne 1861; Berman 1991). Insbesondere die inkrementelle, schrittweise Fortentwick-
lung des Common Law wurde als Effizienz fördernder Prozess der Evolution von 
Rechtsregeln erklärt, in welchem die Gesellschaft so lange Klagen erhebt, bis das 
Recht sich im Wege richterlicher Rechtsfortbildung an gewandelte Bedürfnisse der 
Gesellschaft anpasst (re-litigation), wobei auch die Grenzen rechtlicher Adaptions-
fähigkeit ins Zentrum des Interesses rückten (Zywicki 2003). Auch für die System-
theorie des Rechts ist der Begriff der Evolution zentral (Luhmann 1972, 1993; 
Teubner 1989; Amstutz 2001; Zumbansen 2004; Fögen 2005; Amstutz & Karavas 
2006). Aufgrund der theoretischen Annahme von der operativen Geschlossenheit 
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des Rechtssystems ist Rechtsevolution hier allerdings nur als Ko-Evolution zwi-
schen Recht und seiner gesellschaftlichen Umwelt (Politik, Wirtschaft, Wissen-
schaft, usf.) denkbar. Für die Adaptionsfähigkeit des Rechts an Innovationen in sei-
ner gesellschaftlichen Umwelt im Muster Variation, Selektion und Stabilisierung 
kommt es daher entscheidend auf rechtssysteminterne Faktoren an, die auf der Ebe-
ne der Rechtsprozesse die strukturelle Offenheit und Zugänglichkeit des Rechts für 
Umweltirritation (opportunity structures) sowie auf der Ebene der Rechtsdogmatik 
die begriffliche Sensibilität und konzeptionelle Bereitschaft zur Reaktion mit Struk-
turänderungen (conceptual readiness) betreffen. 

Mit der funktionalen Differenzierung der Gesellschaft haben sich neben der 
richterlichen Rechtsfortbildung im Einzelfall weitere Formen und Verfahren der 
Rechtsevolution entwickelt, die sich nicht aus der informationellen Offenheit des 
Rechts gegenüber den Tatsachen, Interessen und sozialen Normprojektionen erge-
ben, die dem Recht in Form von Rechtsfällen präsentiert werden, sondern in dem 
Phänomen der selektiven strukturellen Kopplung des Rechts an seine innergesell-
schaftliche Umwelt bevorratet sind. Mit struktureller Kopplung ist ein auf Dauer 
gestelltes, das heißt rechtlich verfasstes und damit vorhersehbares Parallelprozessie-
ren von Kommunikationen in verschiedenen funktionalen Teilsystemen der Gesell-
schaft gemeint, welches zu einem Strukturabgleich (structural drift) zwischen un-
terschiedlich codierten Systemen wie Recht, Politik, Wirtschaft und Wissenschaft 
führt. Politische Kommunikationen werden vom Recht als Gesetzgebungsakte ver-
standen (politische Verfassung), wirtschaftliche Transaktionen als Vertragsschlüsse 
oder Ausübung von Eigentumsrechten (Wirtschaftsverfassung), so dass der sozialen 
Umwelt des Rechts unter rechtsintern genau definierten Bedingungen der Zugriff 
auf eine Änderung der Rechtsstrukturen eröffnet wird. Ein Überblick über die mög-
lichen Formen und Hindernisse der Adaption des Rechts an die Globalisierung der 
Gesellschaft findet sich bei Calliess (2005 [58]).  

Was dies insbesondere für die Governance globaler Austauschbeziehungen be-
deuten kann, wird in den folgenden Leitsätzen beschrieben. 

 Die Globalisierung der Weltwirtschaft führt im Hinblick auf die Produktion 
von Rechtssicherheit und Gerechtigkeit als Elementen von Rechtstaatlichkeit 
zu einer radikal veränderten Nachfragestruktur (legal needs): Gefragt sind zu-
nehmend Formen der Governance, die den besonderen Erfordernissen grenz-
überschreitender Transaktionen angepasst sind bzw. in Abhängigkeit von neu 
aufkommenden Koordinationsherausforderungen anpassbar sind. Die wirt-
schaftliche Globalisierung drängt insofern als Antriebskraft auf eine Internati-
onalisierung bzw. Deterritorialisierung des Handelsrechts. 

 Begreift man diese Situation als opportunity structure für einen evolutionären 
Sprung in der Rechtsgeschichte im Hinblick auf die Entstehung eines Welt-
handelsrechts als öffentliches Governance Regime, so fehlt den etablierten 
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staatlichen Rechtssystemen die conceptual readiness zur angemessenen Ant-
wort auf diesen gesellschaftlichen Wandel im Sinne einer Ko-Evolution von 
Recht und Gesellschaft. Pfadabhängigkeiten im nationalen und internationalen 
Recht, insbesondere der im westfälischen System wurzelnde rechtsphilosophi-
sche Etatismus, wirken als Evolutionsblockaden, die eine Beantwortung von 
gesellschaftlicher Innovation (wirtschaftliche Globalisierung) mit Rechtsinno-
vation (Welthandelsrecht) nicht zulassen. 

 In dieses von der Staatenwelt belassene normative Vakuum drängen private 
und hybride Anbieter von Ordnungsleistungen, wobei diese sich selektiv auch 
aus dem Angebot staatlicher Privatrechtsordnungen bedienen, um diese mit 
privaten und gesellschaftlichen Governance-Mechanismen auf eine innovative 
Weise zu verknüpfen. Staatliches Recht erscheint in diesem Kontext weniger 
als allgemeinverbindliche Zwangsordnung, denn als bloße tool-box für re-
combinant governance designs. 

 Die so begründete Tendenz zur Transnationalisierung des Handelsrechts wird 
nochmals verstärkt, weil Anbieter privater Ordnungsleistungen mit der 
Verbreitung moderner Informations- und Kommunikationstechniken (IKT) 
verbundene komparative Größen- und Kostenvorteile realisieren können (eco-
nomies of scale). 

 Die Nationalstaaten verstärken diesen Prozess zusätzlich (Selbsttransformati-
on), indem sie private und zivilgesellschaftliche Ordnungsleistungen durch 
staatliche Infrastrukturmaßnahmen fördern und, wie etwa im Falle der 
Schiedsgerichtsbarkeit, in einen Rechtsrahmen einbetten (public frameworks 
for private ordering). 

 In diesem Kontext entwickeln private Ordnungsleistungen eine Tendenz zur 
Formalisierung, also zu Prozessen der Verrechtlichung und (Selbst-) Konstitu-
tionalisierung, die auf Phänomenen der Reflexivität gründen.2 Zunehmend 
werden verschiedene Ordnungsleistungen in den Dimensionen der Normset-
zung, der Normanwendung und des Normvollzugs zu transnationalen Rechts-
regimes gebündelt, deren Selektionsvorteil gegenüber dem staatlichen Recht 
in der Umstellung von territorial-segmentärer auf eine grenzüberschreitend-
funktionale Ausdifferenzierung und Spezialisierung liegt. 

 Solche Rechtsregimes sind in materieller Hinsicht nicht auf rein koordinative 
Zwecke (Rechtssicherheit) beschränkt, sondern übernehmen auch regulative 

                                                           
2  Reflexivität meint die Anwendung eines Prozesses auf sich selbst, vorliegend etwa die private Ord-

nung von privaten Ordnungsleistungen auf der Stufe der sekundären Normen im Sinne von Herbert 
Lionel A. Hart (1961). Beispiele sind von privaten bzw. zivilgesellschaftlichen Organisationen (In-
ternational Chamber of Commerce, American Bar Association) ausgearbeitete Codes of Conduct o-
der Best Practices für Anbieter von alternativen Streitschlichtungsverfahren (Calliess 2006 [59], 
347 f.). 
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Funktionen im Hinblick auf den Grundrechtsschutz insbesondere schwächerer 
Parteien sowie das Allgemeinwohl (Gerechtigkeit). In formeller Hinsicht stüt-
zen sie sich auf ein komplexes Zusammenwirken staatlicher, privater und zi-
vilgesellschaftlicher Akteure (Ko-Regulierung). Zur Kennzeichnung dieses 
hybriden Charakters werden sie als transnationale Zivilregimes bezeichnet. 

3. Hauptfrage: Warum Transnationalisierung und nicht Supranationalisierung? 
Erklärt werden soll: Warum besteht eine Tendenz zur Transnationalisierung anstatt 
zur Supranationalisierung der globalen ökonomischen Governance? 

Zur Klärung dieser Frage werden in der zweiten Phase vier zentrale Erklärungs-
faktoren untersucht, mit denen die in der ersten Phase beobachtete spezifische Art 
des Wandels von Staatlichkeit in Richtung auf eine Transnationalisierung des Han-
delsrechts als Kombination von Internationalisierung und Privatisierung erklärt 
werden kann. Der Sonderforschungsbereich unterscheidet in seinem Forschungs-
programm (Antrag auf Weiterführung des Sfb, Bd. 1, S. 41-53) zwischen Antriebs-
kräften als Erklärungsfaktoren, die den Wandel in Form der beschriebenen Interna-
tionalisierungs- und Privatisierungsprozesse auslösen, und Weichenstellern als den-
jenigen materiellen, ideellen und institutionellen Erklärungsfaktoren, die dem Wan-
del sein eigentümliches Gepräge geben. Weichensteller lassen Wandel zu, lenken 
ihn um oder bremsen ihn ab. Ob ein Erklärungsfaktor als Antriebskraft oder Wei-
chensteller zu betrachten ist, hängt dabei nicht vom Erklärungsfaktor selbst ab, son-
dern ausschließlich von der Funktion, die ihm bei der Erklärung zugewiesen wird. 

Im Teilprojekt A4 wirkt zunächst die Globalisierung der Wirtschaft als zentrale 
materielle Antriebskraft auf der territorialen Achse des Wandels in Richtung auf ei-
ne Internationalisierung des Handelsrechts. Die Zunahme von grenzüberschreiten-
der Kooperation führt nämlich zu einer Veränderung in der Nachfragestruktur der 
Wirtschaft nach Rechtsdienstleistungen, die vom staatlichen Recht mit einer Anpas-
sung des Angebots zu beantworten wäre. Nach traditionellem Verständnis müsste 
der DRIS deshalb ein Weltprivatrecht auf völkervertragsrechtlicher Grundlage 
schaffen. Die über hundertjährige Erfahrung mit der multilateralen Aushandlung 
von Einheitsprivatrecht zeigt freilich, dass dieser Weg nicht Erfolg versprechend ist 
(Calliess 2007 [60]). Diese Untätigkeit der OECD-Staatenwelt könnte man nun als 
Antriebskraft auf der modalen Achse des Wandels in Richtung auf eine Privatisie-
rung des Handelsrechts verstehen, weil nach dem römischen Sprichwort ubi socie-
tas, ibi ius das von den Staaten belassene normative Vakuum gleichsam automa-
tisch durch private Ordnungsleistungen aufgefüllt wird. Aus der Aggregation beider 
Antriebskräfte ergäbe sich dann eine Erklärung für die beobachtete Transnationali-
sierung des Handelsrechts. 

Die bloße Untätigkeit der OECD-Staatenwelt als Antriebskraft des Wandels zu 
verstehen machte die angestrebte Erklärung des Wandels jedoch zu oberflächlich. 
Denn unter dem Blickwinkel der Leitfrage des Sfb nach dem Wandel von Staatlich-
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keit ergibt sich unmittelbar die Anschlussfrage nach den tieferen Gründen dieser 
Untätigkeit. Etwas weiter gefasst kann man die relevante Hauptforschungsfrage 
deshalb wie folgt formulieren: Welche Einflussfaktoren führen dazu, dass die auf 
der territorialen Achse in Richtung Internationalisierung wirkende Antriebskraft 
der Globalisierung auf der modalen Achse in Richtung Transnationalisierung und 
nicht etwa in die entgegen gesetzte Richtung Supranationalisierung gelenkt wird? 
Bei dieser Formulierung der Forschungsfrage erscheint die Globalisierung als An-
triebskraft auf der territorialen Achse (unabhängige Variable), während sich die auf 
der modalen Achse in Richtung auf Verstaatlichung oder Privatisierung wirkenden 
Kräfte als Weichensteller (intervenierende Variablen) darstellen, die den Wandel in 
Richtung der Transnationalisierung bremsen und blockieren oder zulassen und be-
fördern. 

Abbildung 1: Antriebskräfte und Weichensteller 
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Aus der Vielzahl der potenziell auf der modalen Achse wirkenden Kräfte sind so-
dann jene Weichensteller (W) auszuwählen, die dem gewählten evolutionstheoreti-
schen Untersuchungsansatz entsprechend als besonders erklärungskräftig erschei-
nen. Auf der materiellen Ebene sind dies Faktoren, die die relative Wettbewerbsfä-
higkeit staatlicher und privater Ordnungsleistungen beeinflussen. Als besonders er-
klärungskräftig erscheint hier (W1) die Rolle der modernen Informations- und 
Kommunikationstechniken (IKT). Auf der ideell-institutionellen Ebene geht es um 
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normative Gründe, die traditionell für die Notwendigkeit einer staatlich administ-
rierten Privatrechtsordnung angeführt werden. Als besonders wirkkräftig erscheinen 
in diesem Zusammenhang einerseits wettbewerbspolitische Erwägungen (W2) und 
andererseits sozialpolitische Zwecke des Schwächerenschutzes (Gerechtigkeit) so-
wie der Verwirklichung öffentlicher Werte (Grundrechte, Allgemeinwohl), die un-
ter dem Stichwort der „öffentlichen Ordnung“ (ordre public) zusammengefasst 
werden (W3). Auf der institutionellen Ebene geht es schließlich um staatliche 
(Rechts-) Infrastrukturmaßnahmen, welche das Angebot öffentlicher Justizdienst-
leistungen für den globalen Handel attraktiver machen bzw. machen könnten (W4). 
Der Untersuchungsansatz des Teilprojekts A4 wird im Überblick in Abbildung 1 
verdeutlicht, wobei den vier Weichenstellern (W1-W4) prima facie eine Wirkrich-
tung auf der modalen Achse zugewiesen wird, die jedoch all things considered, also 
nach Abschluss der Teilstudien, auch umgekehrt ausfallen kann. 

Mit Bezug auf den oben (1) entwickelten Begriffsrahmen kann die Governan-
ce-Struktur des globalen Handels als Summe der tatsächlich Verwendung findenden 
Governance-Formen (globale ökonomische Governance) insgesamt als überwie-
gend supranational, transnational oder hybrid geprägt eingeordnet werden: 

 Sie ist supranational, wenn sie sich entscheidend auf ein öffentliches Regime 
stützt, in welchem die drei Funktionen der Normsetzung, der Normanwendung 
und des Normvollzugs staatlich erbracht werden (Welthandelsrecht),  

 Sie ist transnational, wenn sie im Wesentlichen von zweiseitigen Governan-
ce-Mechanismen und von Privatregimes, welche sich in Bezug auf die drei 
genannten Funktionen auf private dreiseitige Governance-Mechanismen stüt-
zen, bestimmt wird.  

 Sie ist hybrid, insofern Zivilregimes dominieren, in welchen die drei Funktio-
nen durch eine Kombination privater und staatlicher Governance-Mechanis-
men erfüllt werden. 

 
Eine Aggregation der Antriebskräfte und Weichensteller kann dann zu drei alterna-
tiven Evolutionspfaden führen, wie sie in Abbildung 2 dargestellt werden, wobei 
der dunkelgraue Pfeil unsere Forschungshypothese verdeutlicht, nach der Zivilre-
gimes eine hohe Bedeutung in der globalen ökonomischen Governance erlangen: 
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Abbildung 2: Aggregation der Antriebskräfte und Weichensteller 
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Hypothesen zu den Hauptweichenstellern zwischen Trans-  
und Supranationalisierung und entsprechende Fallauswahl 

Im Folgenden werden die zu untersuchenden Hypothesen zur Wirkweise der Wei-
chensteller für jede der vier Einzelstudien getrennt vorgestellt. Da diese Hypothesen 
sehr voraussetzungsreich sind, werden sie jeweils kurz erläutert. Da die Fallauswahl 
sich direkt aus den vier Hypothesenkomplexen begründet, wird sie jeweils im Zu-
sammenhang vorgenommen und begründet. 

1. Weichensteller für Transnationalisierung: IKT 
Hypothese 1 

Die Verbreitung moderner Informations- und Kommunikationstechniken (IKT) 
wirkt als materieller Weichensteller in zweifacher Weise in Richtung Transnationa-
lisierung: 
a) Die Verwendung von IKT in globalen Austauschprozessen vermindert allge-

mein das Bedürfnis nach dreiseitigen Governance-Mechanismen, d.h. nach Ein-
schaltung unabhängiger Dritter in die bilaterale Vertragsbeziehung, insoweit 
normative Standards (legal codes) teilweise durch technische Standards (soft-
ware codes) ersetzt werden. Damit verlieren supranationale und hybride Formen 
der Governance an Bedeutung, während die privaten zweiseitigen Governance-
Mechanismen wie das relationale Vertragsmanagement wichtiger werden. 

b) Die IKT befördert das Angebot effizienter und ubiquitärer dreiseitiger Gover-
nance-Mechanismen. Private Ordnungsdienstleister machen einen kreativeren 
Gebrauch von IKT und erhalten dadurch einen Wettbewerbsvorteil gegenüber 
staatlichen Anbietern von Justizdienstleistungen. Insofern werden Privatregimes 
zulasten der Supranationalisierung gestärkt. 
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Herleitung 

Zu a): Dass Netzwerkarchitektur und Softwaredesign die Handlungsmöglichkeiten 
und Freiheitsräume ihrer Nutzer in einer rechtsähnlichen und deshalb auch politisch 
relevanten Weise beeinflussen können, wurde insbesondere von Lawrence Lessig 
(1999) am Beispiel des Internet herausgearbeitet (Code as Law). In der empirischen 
Teilstudie der ersten Phase zum grenzüberschreitenden „outsourcing of software 
development “ hat sich gezeigt, dass die IKT-basierte und durch standardisierte Ko-
operationssoftware geprägte Interaktion die Handlungsmöglichkeiten der Akteure 
in einer Weise strukturiert (Transparenz und Kontrolle in Echtzeit), die opportunis-
tisches Verhalten schon im Ansatz unterbinden oder dessen Gefahren deutlich ver-
ringern kann. Erfassbar wird eine derartige faktische Standardisierung des Verhal-
tens von Akteuren durch die Begrenzung von Handlungsmöglichkeiten (zur Stan-
dardisierungsdiskussion im IKT-Kontext vgl. Gersch 1998) durch das Konstrukt der 
Routine3 im evolutionstheoretischen Kontext (Nelson & Winter 1982; anders kon-
zeptualisiert hingegen bei Giddens 1988; Pentland & Rueter 1994). Im Falle der 
IKT erfolgt eine Anerkennung der vorab fixierten Schemata durch die Mehrzahl der 
Betroffenen zumeist auf implizitem Wege, wobei zwischen Standardsetzern und 
Standardnehmern unterschieden werden kann. Die Betrachtung von Routinen ist im 
vorliegenden Kontext deswegen zentral, weil diese tief in den Handlungsmustern 
der Akteure verankert sind und somit zur Stellschraube für die Geschwindigkeit or-
ganisationalen Wandels werden. Eine solche Restrukturierung des Opportunismus-
problems ändert somit die transaktionstypischen legal needs: die Nachfrage nach 
dreiseitigen Governance-Mechanismen privater oder öffentlicher Anbieter sinkt, 
weil die Verwendung von IKT die Lösung des Opportunismusproblems durch billi-
gere, weil ohne Einbeziehung eines Dritten funktionierende zweiseitige Governan-
ce-Mechanismen erleichtert. 
Zu b): Die Verwendung von IKT führt aber nicht nur zu einer veränderten Bedürf-
nisstruktur auf der Nachfrageseite, sondern sie beeinflusst auch die Angebotsseite 
des Marktes für Ordnungsleistungen. So wird formalisierte Sozialkontrolle (Reputa-
tion, Ausschluss) durch IKT wesentlich billiger und effektiver, was sich insbeson-
dere im Bereich der elektronischen Marktplätze wie eBay zeigt (Baron 2002; 
Schultz 2005). Aber auch auf dem Gebiet der Zahlungsabwicklung und Streit-
schlichtung hat die Einrichtung von Online-Services zu einer wahrhaften Effizienz-
Revolution im Bereich des Private Ordering geführt (Calliess 2006 [59], 314 ff.). 
In der Literatur zur Contractual Governance wurde diese Entwicklung bisher je-

                                                           
3  Unter einer Routine versteht man allgemein ein sich wiederholendes Handlungsmuster, das nach Ein-

tritt eines spezifizierten, auslösenden Ereignisses praktisch automatisch vollzogen bzw. ausgeführt 
wird. Routinen beschreiben festgelegte Formen von Handlungsabläufen im Sinne eines präfixierten 
Schemas. Auf diese Weise können sie das menschliche Verhalten in vorhersagbare Richtungen len-
ken, Opportunismus eingrenzen und faktisch institutionellen Status erhalten. 
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doch nicht berücksichtigt. Fraglich ist, inwieweit die Verwendung von IKT private 
Ordnung effizienter macht, als dies in den von Bernstein (1992, 2001) beschriebe-
nen Fällen der Diamantenhändler und der Baumwollindustrie sowie in der im Teil-
projekt A4 untersuchten Holzbranche der Fall ist. 

Fallauswahl samt Begründung  

Zu a): Automobilindustrie und Finanzdienstleistungen. Untersucht wird, inwiefern 
die Verwendung von IKT in wirtschaftlichen Kooperationen die Bedeutung dreisei-
tiger Governance-Mechanismen, seien diese staatlicher oder privater Natur, allge-
mein insofern mindert, als in zweiseitigen Governance-Mechanismen normative 
Standards durch technische Standards ersetzt werden. Die in der Teilstudie der ers-
ten Phase zu Kooperationen in der Softwareindustrie gefunden Ergebnisse sollen 
unter diesem Aspekt weiter ausgewertet werden. Um zu untersuchen, inwiefern die-
se These über den Einzelfall hinaus auf andere Fälle übertragbar ist, soll sie an zwei 
weiteren zentralen Beispielen belegt werden. Die Softwareindustrie befindet sich 
mit der Produktion immaterieller Güter an der Grenze zwischen Waren und Dienst-
leistungen. Die weiteren Fallstudien sollten daher jeweils eine besonders internatio-
nal vernetzte Branche aus der Industrie und aus dem Dienstleistungssektor untersu-
chen, um zu repräsentativen Aussagen zu kommen. In der zweiten Phase kann al-
lerdings nicht eine Vollstudie zu einer wissenschaftlich kaum erschlossenen Bran-
che wie dem Outsourcing in der Softwareindustrie durchgeführt werden. Vielmehr 
sollen gut untersuchte Branchen unter dem hier relevanten besonderen Aspekt be-
leuchtet werden. Aus diesen Gründen bietet es sich an, einerseits die grenzüber-
schreitenden Zuliefernetze in der Automobilindustrie und andererseits den Finanz-
dienstleistungssektor als weitere Beispielsfälle auszuwählen.  
Zu b): WIPO Arbitration Center und Domain Names. Zu untersuchen ist, inwiefern 
die Verwendung von IKT im Bereich der dreiseitigen Governance-Mechanismen 
privaten Ordnungsdienstleistern einen Wettbewerbsvorteil vor staatlichen Justiz-
dienstleistungen verschafft. Da es um eine Steigerung der relativen Wettbewerbsfä-
higkeit geht, ist die Verwendung von IKT in staatlichen und privaten Governance-
Regimes in den Dimensionen der Normsetzung (Gesetzgebung versus Privatkodifi-
kationen), der Normanwendung (Gerichte versus alternative Streitschlichtungsver-
fahren) und des Normvollzugs (staatliche versus soziale Sanktionen) vergleichend 
zu untersuchen. Das in der Praxis erfolgreichste Beispiel eines in allen drei Dimen-
sionen auf die Verwendung von IKT gestützten Privatregimes ist die ICANN 
UDRP (Calliess 2006 [59], 262-274). Die Lösung von Streitigkeiten um Domain-
Namen gemäß der ICANN UDRP durch die Online Panels des WIPO Arbitration 
Center soll daher mit der Lösung solcher Konflikte vor staatlichen Gerichten im 
Hinblick auf die spezifischen Vorteile kraft Nutzung von IKT vergleichend ausge-
wertet werden. Darüber hinaus ist die von elektronischen Marktplätzen erzielte Ef-
fizienzsteigerung bei privaten Ordnungsleistungen zu untersuchen. Das in der Pra-
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xis bedeutendste Beispiel ist der virtuelle Marktplatz eBay mit seinem Online-
Reputationsmechanismus und den über Kooperationsvereinbarungen integrierten 
Ordnungsdienstleistungen von Drittanbietern wie PayPal, SquareTrade und Escrow 
(Calliess 2006 [59], 316 ff., 331-335). 

2. Weichensteller für Supranationalisierung: Wettbewerbspolitik 
Hypothese 2  

a) Die Abwesenheit eines effektiven, jedermann zu gleichen Bedingungen offen 
stehenden öffentlichen Governance-Regimes (Welthandelsrecht), also eines in-
ternationalen Äquivalents zur nationalstaatlichen Privatrechtsordnung, steigert 
zwangsläufig die Bedeutung privater zwei- und dreiseitiger Governance-Mecha-
nismen. Die sich daraus ergebende Transnationalisierung der Governance-
Struktur hat Rückwirkungen auf die Marktstruktur, insofern die ohnehin beste-
hende Tendenz zur Hierarchisierung (Internalisierung von Marktprozessen in 
multinationalen Unternehmen) und Vermachtung (Abhängigkeit in relationalen 
Vertragsnetzen, Zugang zu Privatregimes als wesentliche Einrichtungen) der 
globalen Märkte nochmals verstärkt wird. 

b) Im Zuge der wirtschaftlichen Expansion des 19. Jahrhunderts, welche in der ers-
ten Phase der Globalisierung mündete, wurden die überkommenen Institutionen 
der mittelalterlichen Lex Mercatoria, welche heute als Vorbild für globale Pri-
vatregimes in Bezug genommen werden (Stände, Gilden, Zünfte), durch eine 
Verstaatlichung des Handelsrechts verdrängt. Eine ideelle Triebkraft dieser 
Verstaatlichung war sowohl in Deutschland, als auch schon zuvor in der zwei-
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts in England, die Vorstellung, dass der freie 
Wettbewerb auf Märkten eine jedermann frei zugängliche Rechtsordnung vor-
aussetzt, und dass diese Bedingung nicht von Privatregimes, sondern nur durch 
den Staat erfüllt werden kann, was im Allgemeinen Deutschen Handelsgesetz-
buch (ADHGB) von 1868/1871 seinen institutionellen Ausdruck fand.  

c) Auch heute, in der zweiten Phase der Globalisierung, wird die Tendenz zur Hie-
rarchisierung und Vermachtung der Märkte von internationalen Akteuren (ins-
besondere EU, USA, OECD, UN) oder sozialen Bewegungen als wettbewerbs-
politisch problematisch empfunden. Allerdings ist die Rolle einer staatlichen 
Privatrechtsordnung (Welthandelsrecht) bei der Herstellung von Chancen-
gleichheit auf globalen Märkten ein eher latentes Thema, welches allerdings in-
zwischen, etwa in der Enquête-Kommission des Deutschen Bundestages (2002), 
vom Ruf nach einem Weltkartellrecht überlagert wird. 

Herleitung 

Mit dem staatlichen Privatrechtssystem hat der DRIS im Verlauf des 19. und 20. 
Jahrhunderts eine Verfassung für den Binnenmarkt geschaffen, die entsprechend 
dem vorherrschenden (ordo-) liberalen Verständnis einen freien Wettbewerb unter 
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Bedingungen der Chancengleichheit ermöglichen sollte. Die überkommenen Insti-
tutionen der mittelalterlichen Lex Mercatoria (Stände, Gilden, Zünfte) sowie der 
traditionelle Rechtspluralismus wurden als den Prinzipien der Freiheit und Gleich-
heit widersprechende Wettbewerbsbeschränkungen durch das „allgemeine“ staatli-
che Recht verdrängt. In England fand dieser Prozess bereits in der zweiten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts durch die von Lord Mansfield betriebene Integration des Law 
Merchant in das Common Law statt (Oldham 2004, 79 ff.). Die Verstaatlichung des 
Privatrechts verstand sich dabei als freiheitsermöglichende Modernisierung, die al-
len Bürgern gleichen Zugang zu effektiven Justizdienstleistungen gewährt. In den 
Worten von Lord Mansfield: “True liberty can exist only when justice is equally 
administered to all”. Allgemeiner wurde diese inhaltliche Ausrichtung des staatli-
chen Privatrechts in ihren Auswirkungen auf die Gesellschaft als Entwicklung 
“from Status to Contract” beschrieben (Maine 1861, 98-100; Weber 1922).  

Vor diesem Hintergrund erscheinen viele der modernen privaten Ordnungsleis-
tungen als wettbewerbspolitisch fragwürdige Konstrukte, insbesondere die vielfach 
gepriesenen relationalen Verträge und Unternehmensnetzwerke erhalten den Beige-
schmack von Kartellen oder gar mafiösen Strukturen (Teubner 2004). Wenn unge-
fähr die Hälfte des Welthandels als „Intra-Firmen-(Nicht)-Handel“ innerhalb der 
transnationalen Unternehmensnetzwerke abgewickelt wird (UNCTAD 2002, 1), so 
mag dies unter dem Gesichtspunkt der Governance eine effizientes Mittel zur Ein-
dämmung opportunistischen Verhaltens sein, unter volkswirtschaftlichen Gesichts-
punkten erscheint die fehlende staatliche Verfassung der Weltmärkte und der da-
durch begründete structural drift in Richtung einer Hierarchisierung von Marktbe-
ziehungen hingegen suboptimal. Auch die Regulierung von Branchen durch private 
Dritte wie Börsen, Handelsclubs oder Marktplatzbetreiber gilt mitunter als prekär, 
weil der Markt für soziale Normen durch extreme Netzwerkeffekte gekennzeichnet 
ist (Aviram 2003). Im resultierenden winner-takes-all-Wettbewerb überleben nur 
wenige marktbeherrschende Ordnungsanbieter, deren Angebot aus Sicht vieler 
Marktteilnehmer zur „wesentlichen Einrichtung“ werden kann. Händler, die von ei-
nem elektronischen Marktplatz ausgeschlossen werden, sind in ihrer wirtschaftli-
chen Existenz bedroht, ein Ausschluss muss daher einer Willkürkontrolle unterlie-
gen (Calliess 2001b [55]; Karavas 2006). Schließlich sind auch die dem staatlichen 
Privatrecht relativ ähnlichen privaten Ordnungsleistungen wie die Schiedsgerichts-
barkeit der International Chamber of Commerce (ICC) mit Kosten verbunden, die 
nur bei Transaktionen auf höchster Umsatzstufe vertretbar sind. Kurzum, private 
Ordnungsleistungen sind selbst mit Transaktionskosten verbunden und beeinflussen 
auf diese Weise die Marktstruktur des Welthandels.  

Fallauswahl samt Begründung 

Zu a): Transnationale Unternehmensnetze und Modellierung. In einem ersten 
Schritt sind die behaupteten Rückwirkungen zwischen Governance-Struktur und 
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Marktstruktur empirisch zu untersuchen. Einerseits werden dazu Daten zur Bedeu-
tung transnationaler Unternehmensnetze (TNCs) im globalen Handel mit Daten zu 
deren Bedeutung im Binnenhandel verglichen, wobei auf Datenmaterial der 
UNCTAD (2002) und der OECD (2005, 2006) und die einschlägige Sekundärlitera-
tur zurückgegriffen wird. Freilich stößt die statistische Erfassung der Globalisierung 
generell und speziell die der Bedeutung von TNCs auf Probleme, weil die relevan-
ten Daten nicht systematisch erfasst werden und nur indirekt, so über den Anteil 
von Unternehmenszusammenschlüssen an ausländischen Direktinvestitionen, er-
schlossen werden können (s. zu diesen Problemen OECD 2005; Deutscher Bundes-
tag, Enquête-Kommission Globalisierung der Weltwirtschaft 2002, 132-135, 160-
162 m.w.N.). Deshalb ist die Hypothese des Zusammenhangs zwischen Markt- und 
Governancestruktur zusätzlich modellhaft zu untersuchen. Hierzu wird für einen 
hypothetischen Fall eine vergleichende Transaktionskostenanalyse anhand der ent-
wickelten Taxonomie der Governance globaler Austauschprozesse durchgeführt. 
Auf der Grundlage eines solchen analytischen Modells lässt sich dann eine Matrix 
der potenziellen Rückkopplungen zwischen Governance-Struktur (verstaatlicht ver-
sus vergesellschaftet) und Marktstruktur (vermachtet versus freiheitlich-egalitär) 
ableiten. Für das Ergebnis der Teilstudie ist schließlich entscheidend, ob und zu 
welchem Anteil sich die Tendenz zur Hierarchisierung und Vernetzung von Markt-
beziehungen auf das Fehlen einer auf globaler Ebene effektiven staatlichen Privat-
rechtsordnung zurückführen lässt. Denn Franchisingnetze verbreiten sich im 
Dienstleistungsbereich auch auf rein nationalen Märkten, um nur ein Beispiel zu 
nennen. Zur genaueren Abgrenzung der relevanten Einflussfaktoren reicht ein rein 
analytischer Zugang auf der Grundlage eines Transaktionskostenvergleichs nicht 
aus. Deshalb wird eine systemdynamische Modellierung auf der Grundlage der E-
volutionstheorie durchgeführt werden (s.u. unter 3.4.2 bei Methodische Vorge-
hensweise). 
Zu b): Das ADHGB als erste Instituionalisierung des Arguments. In einem zweiten 
Schritt ist die Ideen- und Institutionalisierungsgeschichte des Arguments zu rekon-
struieren, dass die staatliche Privatrechtsordnung auch dem wettbewerbspolitischen 
Zweck der Durchsetzung von Freiheit und Gleichheit auf Märkten dient, und auf 
seinen Stellenwert in der heutigen Debatte hin zu überprüfen. Dabei geht es zu-
nächst um eine privatrechtsgeschichtliche Rekonstruktion des Arguments in der 
Zeit der Verstaatlichung des Handelsrechts zwischen 1750 und 1900. Neben einer 
allgemeinen Auswertung der Literatur soll als konkretes Beispiel die Diskussion um 
den deutschen Pionierfall des ADHGB von 1868 (bzw. 1871) in Deutschland aus-
gewertet werden; die Kodifikationen des BGB und des HBG sind insoweit nur Fol-
gegesetze, die zudem bereits recht gut untersucht sind. Sodann sind die wirtschafts-
politischen und kartellrechtlichen Diskussionen um das Verhältnis von Privatrecht 
und Kartellrecht im 20. Jahrhundert – und die daraus gezogenen institutionellen 
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Schlussfolgerungen – aufzuarbeiten, wobei die in der Literatur gut erfasste Debatte 
in den USA und Deutschland unter dem speziellen Aspekt der Bedeutung des Pri-
vatrechts ausgewertet wird. Schließlich wird die Bedeutung der Reduktion von Op-
portunismus in der neueren wirtschaftswissenschaftlichen Governance-Theorie 
(Firmen, Konzerne, Netzwerke) samt ihren institutionellen Wirkungshorizonten zu 
analysieren sein. 
Zu c): Wirkung bei internationalen Akteuren. Auf der institutionellen Ebene ist zu 
untersuchen, inwiefern das wettbewerbspolitische Argument für eine Supranationa-
lisierung des Privatrechts bei den relevanten internationalen Akteuren aktuell wirk-
kräftig ist. Untersucht werden internationale Akteure, die schon mehr oder weniger 
erfolgreich in der Supranationalisierung aktiv geworden sind (EU, USA, WTO, 
OECD; UNCITRAL, UNIDROIT, HCPIL4), und die unterschiedliche Reichweite 
ihrer Aktivitäten. Hierzu sind die politischen Zielsetzungen und Absichtsbekundun-
gen solcher Organisationen zu analysieren und Experteninterviews durchzuführen. 
Ein Testfall ist die gegenwärtige Debatte um die Notwendigkeit der Einführung ei-
nes einheitlichen Europäischen Vertragsrechts. Hier kann anhand der gut dokumen-
tierten Debatte untersucht werden, ob und mit welcher Zielrichtung wettbewerbspo-
litische Argumente hierfür angeführt werden. 

3. Weichensteller für Supranationalisierung: Öffentliche Ordnung 
Hypothese 3  

Privat- und Zivilregimes können nach verbreiteter Ansicht wohl die koordinative, 
aber nicht auch die sozialregulative Funktion des staatlichen Privatrechts überneh-
men, woraus sich ein ideeller Weichensteller bzw. ideologischer Druck ergeben 
müsste, der in Richtung Supranationalisierung wirkt. Die ermöglichende, koordina-
tive Funktion besteht im Herstellen von Rechtssicherheit (= Reduktion von Trans-
aktionskosten, = Effizienz), die sozialregulative Funktion im Gewährleisten der 
„Öffentlichen Ordnung“ (= Verwirklichung von Gerechtigkeit und Berücksichti-
gung des Allgemeinwohls). 

Herleitung 

Das Privatrecht des DRIS dient auch sozialregulativen Zwecken. Im Bereich des 
territorialen Binnenhandels steht das 20. Jahrhundert für eine Tendenz zur zuneh-
menden Beschränkung der Privatautonomie durch zwingendes Privatrecht (Calliess 
2001b [55]). Solches intern zwingendes Privatrecht wird im grenzüberschreitenden 
Rechtsverkehr jedoch nur mit Einschränkungen durchgesetzt, nämlich insofern es 
sich um international zwingende Eingriffsnormen handelt, „die nicht nur dem 

                                                           
4  UNCITRAL = UN Commision on International Trade Law 
 UNIDROIT = International Institute for the Unification of Private Law 
 HCPIL = The Haague Conference on Private International Law 
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Schutz und Ausgleich widerstreitender Interessen der Vertragsparteien und damit 
reinen Individualbelangen dienen, sondern daneben zumindest auch öffentliche 
Gemeinwohlinteressen verfolgen“ (BGH 2005). Daneben zeichnet sich im interna-
tionalen Privatrecht eine Tendenz ab, die Parteiautonomie zum Schutze bestimmter 
Personenkreise (Arbeitnehmer, Verbraucher, Handelsvertreter) zu beschränken 
(Calliess 2006 [59], 176-181). Ausländischen Normen wird die Anwendung, Ge-
richtsurteilen die Anerkennung und Vollstreckung zudem verweigert, wenn der in-
ländische Ordre Public betroffen ist, womit ein nicht hinnehmbarer Verstoß gegen 
die Grundwerte der öffentlichen Ordnung, insbesondere eine Verletzung der Grund-
rechte gemeint ist. Im angloamerikanischen Rechtskreis greift eine entsprechende 
Unterscheidung zwischen domestic und international public policy (Mayer & 
Sheppard 2003, 251). Dieses abgestufte System der Kontrolle zeigt, dass der DRIS 
keinesfalls davon ausgeht, dass jede im nationalen Privatrechtssystem verankerte 
soziale Wertvorstellung auch im internationalen Bereich, wo Kollisionen im Hin-
blick auf gerichtliche Zuständigkeiten und anwendbares Recht auftreten, unbedingt 
durchzusetzen wäre. Die Anerkennung fremden Rechts und fremder Urteile beruht 
vielmehr auf der Grundannahme, dass auch ausländische Privatrechtssysteme in der 
Lage sind, in zwar nicht gleichartiger, aber doch gleichwertiger Weise für die Ver-
wirklichung von Gerechtigkeit und öffentlichen Werten zu sorgen. 

Im Hinblick auf die in der ersten Phase beobachtete Privatisierung des Handels-
rechts stellen sich die Fragen: Inwieweit soll und darf der DRIS diese Tendenz 
durch eine Anerkennung nichtstaatlicher Rechtssysteme befördern? Und in wel-
chem Umfang sind staatliche Kontrollen im Hinblick auf die Gerechtigkeit und die 
Verwirklichung öffentlicher Werte vorzusehen? Die Entscheidung dieses Frage-
komplexes hängt maßgeblich davon ab, ob man transnationalen Privatrechtssyste-
men ähnlich wie ausländischen staatlichen Rechtssystemen zutraut, auf globaler 
Ebene einen eigenständigen, dem staatlichen Recht grundsätzlich gleichwertigen 
Beitrag zur Verwirklichung von Gerechtigkeit (Schwächerenschutz) und öffentli-
chen Werten (Kartellrecht, Grundrechte) zu leisten. In der Literatur wird privaten 
Rechtssystemen teilweise eine rein koordinative Funktion zugewiesen. Die Fähig-
keit zur Berücksichtung sozialregulativer Zwecke wird diesen Systemen hingegen 
abgesprochen, da auf globaler Ebene völlig unklar sei, wie global zwingende Pri-
vatrechtsstandards hergeleitet werden könnten. Privatrechtsregimes seien nicht in 
der Lage, solche Standards auf legitime Weise zu erzeugen, weshalb deren staatli-
che Anerkennung allenfalls für den Bereich der nicht schutzbedürftigen internatio-
nalen Kaufmannschaft (lex mercatoria) in Frage komme (Hadfield 2001; Wai 
2002). Nach anderer Auffassung sind transnationale Zivilrechtsregimes sehr wohl 
in der Lage, auch sozialregulative Zwecke sowie Belange des Allgemeinwohls zu 
integrieren, wobei es entsprechend der Theorie des reflexiven bzw. prozeduralen 
Rechts (Teubner 1982; Calliess 1999 [53]) auf eine Kombination von inneren 
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Selbstkonstitutionalisierungsprozessen und externen, dezentral institutionalisierten 
Kontrollen durch staatliche Gerichte ankommt, welche zur Herausbildung regime-
spezifischer globaler Zivilverfassungen führt (Teubner 2003; Calliess 2002 [56]). 
Exemplarisch untersucht wurde dies für den vertraglichen Verbraucherschutz (Cal-
liess 2006 [59], 286-366), für die Grundrechtsgeltung in autonomen Internetregimes 
(Teubner & Karavas 2005; Calliess 2006 [69], 262-278; Karavas 2006) sowie gene-
rell für inter- und transnationale Rechtsregimes (Teubner 2006).  

Auf dem Gebiet der internationalen Handelsschiedsgerichtsbarkeit wird 
Schiedssprüchen nach den geltenden nationalen und internationalen Vorschriften 
die staatliche Anerkennung und Vollstreckung verweigert, wenn diese gegen die öf-
fentliche Ordnung (international public policy) verstoßen, also “where enforcement 
would violate the forum State’s most basic notions of morality and justice”, wobei 
die International Law Association (ILA) Empfehlungen zur Konkretisierung dieses 
Begriffs veröffentlicht hat (Mayer & Sheppard 2003, 252). Durch höchstrichterliche 
Rechtsprechung des US Supreme Court sowie des EuGH ist jedenfalls im Grund-
satz geklärt, dass Schiedsgerichte auch Kartellrecht anzuwenden haben, andernfalls 
Schiedssprüchen die Anerkennung wegen Verstoß gegen die öffentliche Ordnung 
versagt werden muss (von Mehren 2003; Bensause 2005). Im Hinblick auf den Ver-
stoß gegen Menschenrechte werden bisher vornehmlich prozedurale Gerechtig-
keitsprinzipien diskutiert (Jaksic 2002 für Art. 6 EMRK). Unter dem Gesichtspunkt 
der Eigenleistung von Zivilrechtsregimes bei der Verwirklichung universaler Werte 
einer „globalen öffentlichen Ordnung“ interessant ist die Frage: Sollen Schiedsge-
richte staatliche international zwingende Normen anwenden (und wenn ja, welche) 
oder im internationalen Kontext einer truly international oder transnational public 
policy zum Durchbruch verhelfen, indem sie sich anstatt auf nationalstaatliche Vor-
schriften auf „fundamental rules of natural law, principles of universal justice, ius 
cogens in public international law, and the general principles of morality accepted 
by civilized nations“ (ILA 2000, 6 f.) berufen? 

Fallauswahl samt Begründung 

Es werden Urteilsanalysen zur Bedeutung von Kartellrecht (= „Allgemeininteres-
se“) und Grundrechten (= „Gerechtigkeit“) in Privat- und Zivilregimes durchge-
führt, und zwar (1) in der internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit (eher ein 
Privatregime) und (2) in der ICANN UDRP (eher ein Zivilregime). 

Um die Leistungsfähigkeit transnationaler Zivilregimes im Hinblick auf die Be-
rücksichtigung von Aspekten der öffentlichen Ordnung zu testen, werden die veröf-
fentlichten Schiedssprüche der ICC, des LCIA und weitere in den Zeitschriften zur 
internationalen Schiedsgerichtsbarkeit veröffentlichte Schiedssprüche sowie staatli-
che Gerichtsurteile aus Deutschland und den USA zur Anerkennung und Vollstre-
ckung von Schiedssprüchen aus den Jahren 1990-2005 systematisch unter dem Ge-
sichtspunkt analysiert und ausgewertet, inwiefern Aspekte des Schwächerenschut-
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zes (Good Faith and Fair Dealing, Drittwirkung der Grundrechte im Privatrecht) 
und der Wettbewerbspolitik (Kartell- und Diskriminierungsverbot) in der Schieds-
gerichtsbarkeit Berücksichtigung finden und welche Rolle dabei die Rechtspre-
chung staatlicher Gerichte zur Anerkennung solcher Schiedssprüche spielt. Als wei-
tere Teilstudie werden sämtliche seit 1999 im Internet veröffentlichten Entschei-
dungen unter der ICANN UDRP sowie die dazu ergangenen staatlichen Gerichtsur-
teile systematisch unter dem Aspekt transnationaler Grundrechtsstandards (Calliess 
2006 [59], 275-278) ausgewertet. Begleitend zu diesen systematischen Urteilsana-
lysen wird die einschlägige Literatur ausgewertet. Die Fallauswahl ergibt sich ei-
nerseits aus der Berücksichtigung der zwei Aspekte der öffentlichen Ordnung, näm-
lich Kartellrecht als Allgemeininteresse und Grundrechte als Form des Schwäche-
renschutzes, andererseits schlicht aus der Frage der öffentlichen Verfügbarkeit von 
Entscheidungen, die im Falle der oben genannten Schiedssprüche und im Falle von 
ICANN gegeben ist, während viele andere private Streitschlichtungsinstitutionen 
wie etwa die Schiedssprüche der in der ersten Phase untersuchten Holzindustrie 
nicht zur Verfügung stehen.5 

4. Weichsteller für Supranationalisierung: Staatliche Infrastruktur 
Hypothese 4 

Eine Vielzahl von disparaten Reformen und Initiativen in der institutionellen Praxis 
der Nationalstaaten zielen darauf, das Angebots staatlicher Justizdienstleistungen zu 
verbessern und erhöhen die Wettbewerbsfähigkeit dieser Leistungen gegenüber pri-
vaten Ordnungsleistungen. In ihrer Gesamtheit befördern sie eine Zunahme der Be-
deutung staatlicher Governance-Mechanismen für globale Austauschprozesse und 
wirken als institutioneller Weichensteller zugunsten von Supranationalisierung. Das 
geschieht, obwohl (oder weil) gegenwärtig kein Masterplan zur Schaffung eines 
supranationalen Weltprivatrechts existiert, also die „unsichtbare Hand“ des Wett-
bewerbs der nationalen Jurisdiktionen wirkt.  

Herleitung 

In der ersten Phase wurde im Teilprojekt A4 beobachtet, dass der DRIS private 
Ordnungsleistungen durch Bereitstellung von rechtlicher und nicht-rechtlicher Inf-
rastruktur fördert. Insbesondere die durch ein UN-Übereinkommen gesicherte 
weltweite staatliche Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen hat im 
beschrieben Regulierungswettbewerb zu einem Selektionsvorteil für die private 
Ordnung geführt, da ein entsprechendes Instrument für staatliche Gerichtsurteile 
bisher fehlt. Zu den Vorzügen der Schiedsgerichtsbarkeit gehört weiterhin, dass 
                                                           
5  Bei den relevanten Verbänden der Holzbranche werden alle Schiedssprüche der Branchenschiedsge-

richtsbarkeit gesammelt. Den Mitarbeitern des Teilprojekts A4 wurde aber bisher trotz Versicherung 
einer anonymisierten Auswertung zu wissenschaftlichen Zwecken ein Einblick in die Schiedssprüche 
verweigert. 
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auch nicht-staatliche Rechtsregeln angewendet werden dürfen, was staatlichen Ge-
richten nicht erlaubt ist. Zudem enden Schiedsverfahren zügig mit dem Schieds-
spruch, während sich Verfahren vor staatlichen Gerichten im Instanzenzug oft jah-
relang hinziehen. Für internationale Handelsstreitigkeiten sind Schiedsrichter auf-
grund ihrer Spezialisierung häufig auch besser qualifiziert als normale staatliche 
Gerichte (Calliess 2004 [57]). 

Viele der Nachteile staatlicher Gerichtsbarkeit sind freilich „hausgemacht“. Der 
DRIS hat selbst in Staaten, die wie Deutschland als „Exportweltmeister“ ein großes 
Interesse daran haben müssten, den im Inland ansässigen global tätigen mittleren 
und kleineren Unternehmen einen Rechtssicherheit gewährenden institutionellen 
Rahmen zur Verfügung zu stellen, keine erkennbaren Anstrengungen gezeigt, das 
„Angebot“ des eigenen Rechtssystems für den internationalen Handel zu verbes-
sern. Der deutsche Staat vermittelt zwar aktiv Wirtschaftskontakte ins Ausland und 
stellt Außenhandelskreditversicherungen in Form der Hermes-Bürgschaften zur 
Verfügung, aber die Idee, dass der DRIS auch Rechtsdienstleistungen für globale 
Austauschprozesse anbieten und diese sogar exportieren könnte, erscheint wenig 
verbreitet. In der Literatur wird freilich diskutiert, dass sich Länder wie die USA 
und England mit ihren LL.M.-Ausbildungsprogrammen um die Transnationalisie-
rung der Juristenausbildung gekümmert haben und sich Jurisdiktionen wie New 
York und London als Standort für globale Rechtsdienstleistungen durchsetzten 
(Gessner 1996; Silver 2003, 2005). Empirische Studien haben allerdings ergeben, 
dass die Leistungsfähigkeit des New Yorker Gerichtssystems für internationale 
Transaktionen eher überschätzt wird (Freyhold 1996).  

Geht man davon aus, dass Billigkeit und effektiver Rechtsschutz entscheidende 
Merkmale für die evolutionäre Adaptionsfähigkeit von Rechtssystemen an gesell-
schaftliche Innovationen sind, so kann man viele der genannten Nachteile der staat-
lichen Rechtssysteme für den internationalen Handelsverkehr auf rechtssystemin-
terne Evolutionsblockaden zurückführen, die im rechtsphilosophischen Etatismus 
gründen (Calliess 2005 [58]). Gegenwärtig zeigt sich freilich eine Reihe von Ent-
wicklungen, die auf eine Auflösung solcher Evolutionsblockaden hindeuten und 
kumulativ zu einem Bedeutungszuwachs der staatlichen Rechtssysteme für globale 
Austauschprozesse führen können. So hat die Haager Konferenz für Internationales 
Privatrecht jüngst ein Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung 
von Gerichtsstandsvereinbarungen im internationalen Handelsverkehr verabschie-
det, welches für staatliche Gerichtsurteile ähnliche Wirkungen haben könnte wie es 
das UN-Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Schieds-
sprüchen für die internationale Handelsschiedsgerichtsbarkeit hatte (Calliess 2006 
[59], 147 ff.). Im Internationalen Privatrecht findet gegenwärtig eine Diskussion 
darüber statt, ob das Kollisionsrecht nicht im Rahmen der Globalisierung in Rich-
tung auf eine cosmopolitan vision grundlegend neu durchdacht werden muss, um 



Fortsetzungsantrag 40 Staatlichkeit im Wandel 
Teilprojekt A4 (Calliess/Freiling)  Bereich A: Rechtsstaat 
 

eine auf Präjudizien gestützte Evolution eines Welteinheitsrechts anzustoßen (Fi-
scher-Lescano & Teubner 2004, 2006; Berman 2005; Dinwoodie 2006, kritisch Mi-
chaels 2005). Die Europäische Kommission schlägt in diesem Zusammenhang vor, 
staatlichen Gerichten die Anwendung anerkannter nicht-staatlicher Rechtsregeln 
wie der Unidroit Principles zu erlauben (EG-Kommission 2006; kritisch Man-
kowski 2004). Auch was die Sachkompetenz staatlicher Gerichte angeht, zeigen 
sich jüngst einige Neuerungen: Im Zuge der ZPO-Reform 2001 wurde die Beru-
fungszuständigkeit für zivilgerichtliche Entscheidungen mit Auslandsberührung bei 
den Oberlandesgerichten konzentriert (von Hein 2003). Daneben hat die Justizmi-
nisterkonferenz im Herbst 2004 Eckpunkte für eine große Justizreform beschlossen, 
wonach den Parteien im Zivilprozess die Möglichkeit eröffnet werden soll, einver-
nehmlich eine abschließende erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberlandesgerichts 
oder ein abgekürztes Verfahren vor besonderen Spruchkörpern des Landgerichtes 
zu wählen („funktionelle Gerichtsstandsvereinbarungen“), um bei Streitigkeiten aus 
dem Bereich der Wirtschaft im Interesse einer schnellen und abschließenden Klä-
rung die Attraktivität des gerichtlichen Verfahrens für die Beteiligten zu steigern 
(JuMiKo 2004, 13). 

In sehr kleinen Staaten ist der Anteil internationaler Rechtsstreitigkeiten beson-
ders hoch, weil schon jeder Handel mit dem näheren Umland grenzüberschreitender 
Natur ist. Dies gilt umso mehr für Stadtstaaten, die sich wie Singapur als Dreh-
scheibe des internationalen Handels verstehen, weshalb den mit internationalen 
Rechtsstreitigkeiten verbundenen Problemen hier besondere Aufmerksamkeit zuteil 
wird. So bieten die Singapore Subordinate Courts mit ihrem Court Dispute Resolu-
tion International Programme (CDRI) ein eigens auf internationale Konflikte zuge-
schnittenes early neutral evaluation programme an, welches auf der kreativen Nut-
zung von IKT aufbaut und in welches bei Bedarf Richter aus den Herkunftsstaaten 
der ausländischen Parteien einbezogen werden. Vergleichbare Reformbemühungen 
in der OECD-Staatenwelt könnten dazu führen, den im internationalen Handelsver-
kehr beobachteten Trend zur Flucht in die Schiedsgerichtsbarkeit und damit die 
Verfahrensprivatisierung zu bremsen oder gar umzukehren und gleichzeitig den 
Prozess der „schleichenden Kodifizierung der Lex Mercatoria“ (Berger 1996) zu 
beschleunigen, weil staatliche Gerichtsurteile im Gegensatz zu Schiedssprüchen 
veröffentlicht werden, weshalb mit einer Zunahme von Präjudizien zum transnatio-
nalen Handelsrecht zu rechnen wäre. Damit würde zwar kein rein staatlich geschaf-
fenes Welthandelsrecht entstehen, aber der bisher als Privatisierung des Handels-
rechts beschriebene Prozess der Entstehung einer neuen lex mercatoria würde in ei-
nen hybriden Prozess der Recht-Fertigung überführt, in welchem staatliche, wirt-
schaftliche und zivilgesellschaftliche Akteure im Sinne einer globalen Ko-
Regulierung zusammenwirken. Die entsprechenden Reformen der staatlichen Zivil-
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rechtssysteme wirken daher als institutionelle Weichensteller auf der modalen Ach-
se des Wandels in Richtung auf eine Hybridisierung (Zivilregimes). 

Fallauswahl samt Begründung 

Es werden zwei Fallgruppen näher untersucht: 
(1) Jurisdiktionen: Untersuchung zu staatlichen Jurisdiktionen, die als besonders 

wettbewerbsfähig gelten (wahrscheinlich New York, London); und  
(2) Initiativen: Untersuchung einzelner Modellprojekte und Reforminitiativen, die 

sich auf die Wettbewerbsfähigkeit staatlicher Justizdienstleistungen auswirken 
(beispielsweise Singapur, Reform des europäischen Kollisionsrechts). 

 
In dieser Studie werden in einem ersten Schritt die Vor- und Nachteile staatlicher 
und privater Streitschlichtungsverfahren in internationalen Verfahren systematisch 
miteinander verglichen und einander abstrakt gegenüber gestellt. Sodann werden 
aktuelle Daten zu staatlichen Jurisdiktionen wie New York und London, zu spezia-
lisierten Gerichten wie dem Tribunal de Commerce in Paris oder der Kammer für 
internationale Handelssachen am Landgericht Hamburg, sowie zu weiteren staatli-
chen Initiativen wie der erwähnten in Singapur erhoben – allesamt Initiativen, die 
auf eine Verbesserung des staatlichen Angebots an Justizdienstleistungen für inter-
nationale Handelsstreitigkeiten zielen. Diese Vorstudien erlauben es uns, die nach-
gefragtesten Elemente in beiden Fallgruppen auszuwählen und genauer zu untersu-
chen. Hierzu werden Internetrecherchen durchgeführt und die internationale Litera-
tur wird ausgewertet. Außerdem werden Rechtsanwälte aus den International Liti-
gation Abteilungen der mega law firms, zu denen aus der ersten Phase Kontakte be-
stehen, in Experteninterviews befragt, ob und wenn ja aus welchen Gründen sie be-
stimmte staatliche Jurisdiktionen oder Gerichtsstandorte bevorzugen. 

In einem zweiten Schritt, den Hauptstudien, werden zwei Jurisdiktionen und 
zwei besondere institutionelle Initiativen ausgewählt, die als besonders Erfolg ver-
sprechende Beispiele der staatlichen Infrastrukturverbesserung gelten können, um 
diese näher zu untersuchen. Die Auswahl der Beispiele erfolgt dabei unter dem Ge-
sichtspunkt, ein möglichst breites Spektrum an Innovationsmodellen abzudecken, 
um in der Synthese der Ergebnisse funktional äquivalente Politikoptionen aufzeigen 
zu können, die den unterschiedlichen Pfaden der rechtskulturellen Entwicklung in 
den OECD-Staaten (z.B. Common Law Systems versus Continental Legal Systems) 
angepasst sind (one size doesn’t fit all). Aus den oben genannten Beispielen erge-
ben sich dabei zwei Gruppen, die getrennt zu untersuchen sind. Einerseits kann sich 
die besondere Wettbewerbsfähigkeit insgesamt auf eine Jurisdiktion beziehen (z.B. 
London, New York). Andererseits finden sich einzelne Modellprojekte für innova-
tive Justizdienstleistungen, die häufig auf einen bestimmten Sektor zielen (z.B. Sin-
gapur). Diese Gruppen sind getrennt zu untersuchen, wobei sich verschiedene Me-
thoden anbieten. Je nach Beispielsfall werden Gerichtspräsidenten, Richter und Jus-
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tizpolitiker befragt, die Funktionsweise bestimmter Verfahren wird im Wege der 
teilnehmenden Beobachtung untersucht, und es werden Daten über den Erfolg in-
novativer Institutionen bzw. Jurisdiktionen im Bereich grenzüberschreitender Strei-
tigkeiten gesammelt und ausgewertet (z.B. Anteil grenzüberschreitender Fälle am 
Gesamtaufkommen der Streitigkeiten, Verfahrensdauer, eingelegte Rechtsmittel, 
etc.). Ziel ist es, die in dieser Teilstudie gewonnen Erkenntnisse zu einer Synthese 
von best practices der staatlichen Justizdienstleistungen für internationale Handels-
streitigkeiten zusammen zu führen. 

3.4.2 Untersuchungsmethode und Untersuchungszeitraum 

Methodische Vorgehensweise 

Das Teilprojekt versteht sich als institutionalisierte „Experimentierstube“ zur ge-
genseitigen Anregung und Befruchtung („Irritation“ im radikal-konstruktivistischen 
Sinne von Schmidt 1987) von Betriebswirtschaftslehre und Jurisprudenz mit dem 
Ziel transdisziplinärer Theorieproduktion, wobei der Schwerpunkt auf der Rechts-
wissenschaft liegt. Methodisch bestehen insofern Überschneidungspunkte, als so-
wohl in der Rechtssoziologie als auch in der neuen Institutionenökonomik eine 
Reihe von empirischen Untersuchungen über neue bzw. alternative Formen der 
Gewährleistung von Rechtssicherheit für wirtschaftliche Austauschprozesse (sup-
port structures for economic exchange) durchgeführt wurden.  

Die Teilstudien zu den Weichenstellern W1 bis W4 können methodisch einer-
seits an empirische Studien anknüpfen, die die Wirkweise bestimmter rechtlicher 
oder sozialer Institutionen (z.B. richterliche Unabhängigkeit) auf wirtschaftliche 
Variablen (z.B. Wirtschaftswachstum, Handelsvolumen) auf vergleichender Grund-
lage messen (Voigt 1998; Feld & Voigt 2003).6  

Systemdynamische Modellierung. Andererseits wird methodisch ein neuer Weg 
eingeschlagen, der den evolutorischen Ansatz so modelliert, dass Entwicklungen 
unter Ursache- und Wirkungsgesichtspunkten im zeitlichen Kontext abgebildet 
werden können. Hierbei handelt es sich um die „systemdynamische Modellierung“, 
die vor allem auf Sterman (1989, 2000) zurückgeht. Erste Anwendungen in ver-
gleichbaren Zusammenhängen haben sich bislang als äußerst fruchtbar und weiter-
führend erwiesen (Freiling & Welling 2006 [73]; Möhrle u.a. 2006). Die systemdy-
namische Modellierung ist eine Methode zur Abbildung, Simulation und Analyse 
komplexer, nicht-linearer Systeme. Die Modellierung der Realität erfolgt über die 
Erfassung zentraler Bestimmungsfaktoren von Entwicklungen und ihre Abbildung 
in geschlossenen Kreisläufen. Innerhalb dieser Grundstruktur werden Zusammen-

                                                           
6  So hat Peter Leeson (2005) jüngst untersucht, ob sich die Ratifikation des UN-Übereinkommens über 

die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von Schiedssprüchen positiv auf das Handelsvolu-
men zwischen den Vertragsstaaten im Vergleich zu Nichtvertragsstaaten ausgewirkt hat. 
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hänge erfasst, die einer Entwicklung zuträglich (reinforcing loops) bzw. abträglich 
(balancing loops) sind. Die Zusammenhänge zwischen den einzelnen Gliedern ei-
ner kausalen Kette werden nicht nur unter sachlichen, sondern auch unter zeitlichen 
Gesichtspunkten erfasst. Auf diese Weise lassen sich Wirkungsverzögerungen 
(lags) ausmachen. Durch die Analyse des Zusammenwirkens der Katalysatoren und 
Restriktoren im Sinne dieser Loop-Strukturen lassen sich Aussagen über den Ver-
lauf von Entwicklungen treffen. Die empirischen Vorarbeiten aus der ersten Phase 
liefern dafür das Ausgangsmaterial und sind durch Folgeerhebungen zu ergänzen, 
um zu zeitraumbezogenen Aussagen über die Entwicklung von Governance-
Designs in internationalen Transaktionen gelangen zu können. Der Begriff der 
Weichensteller kann mit den Konzepten der loops (Ermöglicher) und lags (Brems-
kräfte) sinnvoll ausgefüllt werden. 

Juristische Methoden. Wie erläutert wird der Ansatz des Teilprojektes A4 in 
der zweiten Phase darüber hinaus um normative Gesichtspunkte ergänzt, welche als 
ideelle, ideell-institutionelle und institutionelle Weichensteller in den Blick kom-
men. Diesbezüglich wird einerseits auf die klassischen juristischen Methoden der 
Gesetzgebungs-, Urteils- und Literaturanalysen zurückgegriffen. Andererseits wer-
den die in der Rechtssoziologie und Rechtsvergleichung etablierten Methoden ge-
nutzt. Insbesondere werden auch in den überwiegend juristisch orientierten Wei-
chenstellerstudien W3 und W4 Experteninterviews und Dokumentenanalysen 
durchgeführt, die die Ergebnisse der rechtsvergleichenden Studien sowie die Ur-
teilsanalysen empirisch absichern und ergänzen.  

Ziel des Gemeinschaftsprojektes ist es, die juristische und ökonomische Per-
spektive durch Zusammenarbeit zu verschränken, um dadurch die Qualität der Ana-
lyse in allen Weichenstellerprojekten zu erhöhen. Obwohl die Teilstudien W1 und 
W2 hauptverantwortlich von Ökonomen/Politologen betreut werden, während die 
Teilstudien W3 und W4 hauptverantwortlich von Juristen durchgeführt werden, 
wird in keiner Teilstudie disziplinär einseitig gearbeitet. Jede der Teilstudien ist 
vielmehr wegen der engen Verflechtung von wirtschaftswissenschaftlichen mit ju-
ristischen Fragestellungen auf eine teilstudienübergreifende Kooperation der Pro-
jektmitarbeiter angewiesen. Für die einzelnen Weichenstellerprojekte ergeben sich 
dabei methodisch folgende Schwerpunkte: 

 In der Teilstudie W1 zur Bedeutung der IKT erfolgt eine Deduktion der Wirk-
mechanismen von IKT-Standards unter Berücksichtigung des Handelns meh-
rerer Akteursgruppen auf Grundlage der Evolutionstheorie. Dabei werden 
evolutionstheoretische Konstrukte (Routinen, Standards) auf die vorliegende 
Thematik übertragen und ggf. rekonzeptualisiert wie operationalisiert. Die 
Ordnung der Konstrukte in Richtung auf Ursache- und Wirkungsbeziehungen 
wird durch die systemdynamische Modellierung geleitet. Sie ermöglicht wie-
derum die Ableitung von Forschungshypothesen, die empirisch zu überprüfen 
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sind. Dem Charakter des Themas entsprechend werden im Zuge von Längs-
schnittuntersuchungen die aus der ersten Phase vorliegenden Fallstudien wei-
ter ausgewertet, fortgeschrieben und durch die Erhebung weiterer Fallstudien 
im Bereich IKT und privater Ordnung ergänzt. 

 In der Teilstudie W2 zur Wettbewerbspolitik steht die die Überprüfung der 
Hypothese an, dass die aktuell verfügbaren Governance-Strukturen für den 
grenzüberschreitenden Handel den freien Wettbewerb verzerren. Zur Untersu-
chung dieser Hypothese werden verschiedene methodische Zugänge zum 
Thema kombiniert: die ideengeschichtlich-institutionelle Rekonstruktion, die 
datengestützte Marktstrukturanalyse, die vergleichende Transaktionskosten-
analyse sowie die systemdynamische Modellierung. Speziell sollen die evolu-
tionstheoretischen Mechanismen der Variation, Selektion und Retention in 
diesem Rahmen unter Berücksichtung des Handelns der sozialen Akteure er-
fasst und analysiert werden. Dabei wird mit Blick auf die empirische Erhe-
bungsbasis analog zu W1 verfahren.  

 In der Teilstudie W3 zur öffentlichen Ordnung steht die juristische Urteils-
analyse im Vordergrund. Es werden Schiedssprüche, Panel-Entscheidungen 
unter der UDRP und staatliche Gerichtsurteile systematisch ausgewertet und 
im Hinblick auf die Untersuchungsfrage interpretiert. Dabei wird der Auswer-
tungszeitraum bei den Schiedssprüchen auf bestimmte Institutionen (ICC-
ICA, LCIA, WIPO, UDRP-Panels7) und bei den staatlichen Gerichtsurteilen 
auf bestimmte Länder (Deutschland, USA), der Auswertungszeitraum auf die 
Jahre von 1990 bis heute beschränkt. Begleitend zu diesen systematischen Ur-
teilsanalysen wird nicht nur die internationale Literatur ausgewertet, sondern 
es werden auch Experteninterviews mit Vertretern der Schiedsinstitutionen 
und mit Schiedsrichtern/WIPO-Panelisten und Dokumentenanalysen durchge-
führt.  

 In der Teilstudie W4 zur staatlichen Infrastruktur werden zunächst auf mög-
lichst breiter Grundlage die allgemein verfügbaren Informationen über Initia-
tiven zur Verbesserung des Angebots staatlicher Justizdienstleistungen ge-
sammelt. Diese Informationen werden sodann vergleichend ausgewertet, um 
eine Auswahl für die vertieften Untersuchungen zu treffen. Bereits in dieser 
Phase werden ergänzend Experteninterviews mit Rechtsanwälten geführt. Die 
ausgewählten Institutionen werden sodann empirisch darauf untersucht, wel-
che Selektionsvorteile sie gegenüber traditionellen staatlichen Gerichtsverfah-

                                                           
7  ICC-ICA = International Chamber of Commerce – International Court of Arbitration 
 LCIA = London Court of International Arbitration 
 WIPO = World International Property Organization 
 UDRP = Uniform Dispute Resolution Policy der ICANN (Internet Corporation for Assigned Names 

and Numbers) 
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ren und privaten Streitschlichtungseinrichtungen bieten, wobei methodisch be-
trachtet Experteninterviews, teilnehmende Beobachtung und statistische Aus-
wertungen über Fallzahlen, Herkunft der beteiligten Parteien usf. vorgenom-
men werden. Methodisches Vorbild sind dabei die Untersuchungen von Gess-
ner (1996). 

Untersuchungszeitraum 

In der wissenschaftlichen Praxis wird der Begriff der Evolution gerne als Platzhal-
ter für unbekannte Wirkungszusammenhänge benutzt, wenn es um die Erklärung 
von sehr allgemeinen Entwicklungstrends über Jahrtausende oder zumindest Jahr-
hunderte hinweg geht. Insbesondere die evolutorische Ökonomik hat dagegen sehr 
konkrete Kriterien und Modelle entwickelt, mit denen Entwicklungen z.B. in Un-
ternehmungen und anderen Organisationen auch in viel kürzeren Zeiträumen analy-
siert werden können. Diese konkreteren Kausalmodelle sollen vorliegend genutzt 
werden, um den institutionellen Wandel auf dem Gebiet des Handelsrechts dem 
Ansatz des Sfb entsprechend im Längsschnittvergleich für den Zeitraum zwischen 
der Hochzeit des DRIS (1970) und der post-nationalen Konstellation (2006) zu ver-
gleichen.  

Eine Ausnahme bildet die Untersuchung zur Ideengeschichte in der Teilstudie 
W2 zur Wettbewerbspolitik. Hier wird der Untersuchungszeitraum der Untersu-
chungsfrage entsprechend auf die gesamte Zeit seit 1750 erstreckt. Weitere Aus-
nahmen ergeben sich aus der Fallauswahl im Hinblick auf einige Teilstudien zu den 
Weichenstellern. In der Teilstudie W3 werden etwa Schiedssprüche seit 1990 unter-
sucht, um eine Eingrenzung auf einen überschaubaren Zeitraum zu bewirken, in 
welchem die Zahl veröffentlichter Schiedssprüche gegenüber vorhergehenden Peri-
oden zudem deutlich zugenommen hat. Panel-Entscheidungen zur ICANN-UDRP 
können erst seit Existenz dieses Verfahrens ab 1999 untersucht werden. Im Projekt 
W4 wird zwar der gesamte Zeitraum seit 1970 untersucht, allerdings stammen eine 
Reihe der angesprochenen Innovationsinitiativen erst aus jüngerer Zeit. 

Exkurs: Externe Kooperationspartner 

 Prof. Dr. Marc Amstutz und Dr. Vaios Karavas, Rechtswissenschaftliche 
Fakultät der Universität Fribourg, Schweiz, stehen für Fragen des Rechts-
pluralismus und des evolutorischen Wirtschaftsrechts, also für ein norma-
tiv-deskriptives Modell der Organisation von Rechtsstaatlichkeit in der 
Globalisierung, beratend zur Verfügung. 

 PD Dr. Martin Gersch, Leiter des Competence-Center E-Commerce, Ruhr-
Universität Bochum steht als Ansprechpartner für Fragen technischer und 
ökonomischer Art im Kontext von IKT zur Verfügung. 
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 Prof. Dr. Wolfgang Kerber und PD Dr. Oliver Budzinski, Lehrstuhl für 
Wirtschaftspolitik an der Universität Marburg, stehen als Ansprechpartner 
für Fragen der evolutorischen Ökonomik, der Konstitutionenökonomik, des 
Systemwettbewerbs und der Wettbewerbspolitik, also dafür „Was von der 
staatlichen Wirtschaftsverfassung bleibt?“, beratend zur Verfügung. 

 Prof. Dr. Stefan Okruch, Lehrstuhl für Wirtschaftspolitik, Andrassy Uni-
versität Budapest, Ungarn, steht beratend zu Fragen der evolutorischen 
Konstitutionenökonomik zur Verfügung. 

 Prof. Dr. Gunther Teubner und Dr. Andreas Fischer-Lescano, Institut für 
Wirtschaftsrecht der Universität Frankfurt am Main stehen beratend für 
Fragen der Systemtheorie sowie der Grundrechtsgeltung in transnationalen 
Rechtsregimes („globale Zivilverfassungen“), also für eine Theorie des 
Rechtsstaates unter heutigen Bedingungen, zur Verfügung. 

 Prof. Dr. Peer Zumbansen, Osgoode Hall Law School, Toronto, Kanada, 
dessen wissenschaftliche Arbeiten von der „Staatsfrage“ ausgingen, steht 
beratend für Fragen des transnationalen Privat- und Wirtschaftsrechts zur 
Verfügung. 

 Wiss. Mit. Dr. Klaus Heine, Lehrstuhl für Organisation und Führung 
(Lehrstuhl Georg Schreyögg) und Graduiertenkolleg „Pfade organisatori-
scher Prozesse“ an der FU Berlin steht beratend für Fragen des Regulie-
rungswettbewerbs und der Pfadabhängigkeit zur Verfügung. 

3.4.3 Arbeitsprogramm und Zeitplan 

Arbeitsschritte 

Folgende Arbeitsschritte lassen sich aus der Beschreibung der Forschungsziele ab-
leiten: 
1. Ausarbeitung der Taxonomie der Governance globaler Austauschprozesse; 
2. Operationalisierung von Evolutionstheorien rechtstheoretischer und ökonomi-

scher Herkunft zwecks Ableitung konkreter Aspekte und Abläufe, die zur Er-
klärung institutionellen Wandels nutzbar sind; 

3. Durchführung von vier konkreten Weichenstellerstudien zu Aspekten, die in-
nerhalb des theoretischen Rahmens zur Erklärung von Wandel dienen können;  

4. Reintegration der Weichenstellerstudien zu einer Theorie des Wandels, wobei 
in Schritt 2 aufgestellte evolutionstheoretische Hypothesen zur Erklärung von 
Wandel anhand der Ergebnisse aus den Teilstudien aus Schritt 3 getestet wer-
den, um in Schritt 4 zu einer verbesserten Theorie zur Erklärung von Wandel 
zu kommen. 
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Phasen 

Zweite Phase: Die Evolution globaler ökonomischer Governance 
Für die zweite Phase ergeben sich die folgenden vier Großarbeitspakete. 

1. Theoriebezogene Arbeitspakete 

 Taxonomie der Governance-Mechanismen, 
 Evolutionstheorie des Wandels. 

2. Empirische Arbeitspakete 

Die Teilstudien W1 bis W4 enthalten jeweils zwei empirische Arbeitspakete, wobei 
jede Teilstudie – zusammen mit den hier vor- und nachgestellten allgemeinen taxo-
nomisch-theoretischen bzw. synthetisierenden Arbeiten – so umfänglich ist, dass sie 
einen Mitarbeiter auf einer ganzen Stelle bzw. zwei Mitarbeiter auf halben Stellen 
voll auslastet: 
W1 enthält die zwei folgenden empirischen Arbeitskomplexe: 

 Systemdynamische Modellierung der Wirkweise von IKT-Standards (Soft-
ware, Netzarchitektur, Routinen) als funktionales Äquivalent zu Governance-
Mechanismen (Code as Law). Vergleichende Überprüfung der Ergebnisse aus 
der ersten Phase anhand einer anderen Branche (Automobilzulieferernetze), 

 Vergleichende Studie zur Nutzung von IKT durch Anbieter privater Ordnung 
und durch Anbieter staatlicher Justizdienstleistungen. 

 
W2 enthält die zwei folgenden empirischen Arbeitskomplexe: 

 Ideen- und Institutionalisierungsgeschichte (Privatrecht und Wettbewerbspoli-
tik), 

 Systemdynamische Modellierung der Wechselwirkung zwischen Governance-
Struktur und Marktstruktur. 

 
W3 enthält die zwei folgenden empirischen Arbeitskomplexe: 

 Analyse von Schiedssprüchen und darauf bezogenen Gerichtsurteilen im 
Blick auf Kartellrecht, Schwächerenschutz und Grundrechte, 

 Analyse von ICANN UDRP Panel-Entscheidungen und darauf bezogenen Ge-
richtsurteilen im Blick auf die Relevanz von Grundrechten. 

 
W4 enthält die zwei folgenden empirischen Arbeitskomplexe: 

 Erhebung rechtsvergleichender Daten und Experteninterviews zu den Grün-
den für die hohe Wettbewerbsfähigkeit bestimmter Jurisdiktionen im Bereich 
internationaler Handelsstreitigkeiten, 

 Einzelstudien zu staatlichen Modellprojekten betreffend innovative Justiz-
dienstleistungen für den internationalen Handel. 
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3. Aufsatzarbeitspakete 

Folgende Aufsätze für referierte Zeitschriften sollen in der zweiten Phase erarbeitet 
werden: 

 Global Economic Governance: A Taxonomy (für das Journal of Institutional 
and Theoretical Economics: Calliess u.a.); dieser Aufsatz wir gleich im ersten 
Projektjahr zu schreiben sein. 

 A Theory of Evolutionary Institutional Change (Freiling & Calliess u.a. für 
die Zeitschrift für Rechtssoziologie und eine international aufgestellte wirt-
schaftswissenschaftliche Zeitschrift); dieser Aufsatz wird im ersten Projekt-
jahr entworfen und im Verlauf des Teilprojektes überarbeitet. Eine Veröffent-
lichung ist für das zweite Projektjahr vorgesehen. 

 Je zwei Aufsätze zu den Weichenstellerprojekten (Projektmitarbeiter). Der 
jeweils erste dieser Aufsätze wird den internationalen Forschungsstand zur 
jeweiligen Weichenstellerstudie darlegen und daraus den genauen Gegenstand 
ableiten sowie die theoretische Grundlegung unter Bezug zum evolutionstheo-
retischen Rahmen, die Fallauswahl und die Methoden der durchzuführenden 
empirischen Projekte beschreiben. Der jeweils zweite Aufsatz wird am Ende 
des dritten Jahres die ersten Ergebnisse der Weichenstellerstudien vorstellen. 
Soweit sich aus dem Gegenstand der oben genannten empirischen Arbeitspa-
kete ergibt, dass eine getrennte Darstellung nötig ist, werden zwei Aufsätze 
pro Weichenstellerstudie zu den Ergebnissen veröffentlicht. 

 The Evolution of Global Economic Governance (Calliess & Freiling für 
ORDO. Jahrbuch für die Ordnung von Wirtschaft und Gesellschaft sowie eine 
noch festzulegende englischsprachige Zeitschrift); dieser synthetisierende 
Aufsatz ist für das vierte Projektjahr vorgesehen. 

 Diverse Working Papers in der Serie des Sfb in denen erste Ergebnisse zu den 
vier Weichenstellerthemen vorgestellt werden, die also im zweiten und dritten 
Projektjahr anfallen. 

4. Arbeitspaket Projektmonographie 

Gegen Ende des dritten Projektjahres wird nach Abschluss der Weichenstellerstu-
dien eine englischsprachige Projektmonographie mit dem Titel The Evolution of 
Global Economic Governance vorbereitet, in welcher die Ergebnisse der zweiten 
Phase zusammengefasst und integriert werden. Teile des Inhalts dieser Monogra-
phie sind aus heutiger Sicht bereits in einem ausführlichen book proposal beschrie-
ben, das Bestandteil des einjährigen Auslaufförderungsantrages für A4 ist (Antrag 
auf Weiterführung des Sfb, Bd. 1, S. 291-303) auf das verwiesen wird. Im Falle der 
Fortführung des Teilprojekts A4 für vier Jahre wird diese Monographie nun im 
vierten Jahr auf der Grundlage aller vorliegenden Ergebnisse erstellt und um die 
Ergebnisse der Weichenstellerstudien erweitert.  
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Zeitplan 

Die Zuordnung der Arbeitspakete zu den vier Jahren der zweiten Förderungsphase 
ergibt sich aus der oben stehenden Tabelle. Die Zuordnung zu einzelnen Projekt-
mitarbeitern findet sich unten bei 3.8.1. 
 

Arbeitsschritte 2007 2008 2009 2010 

Taxonomie der Governance          

Fall Code as Law         

IKT und Private Ordnung Fall IKT und Effizienz 
privater Ordnung 

        

Fall Ideengeschichte         
Private Ordnung und 
Wettbewerbspolitik Fall Empirie und theoreti-

sche Modellierung 
        

Fall Schiedsgerichte         Konstitutionalisierung 
Privater Ordnung Fall ICANN UDRP         

Fall Studie zu kompetiti-
ven Jurisdiktionen 

        
Staatliche Infrastruktur für 
globalen Handel Fall Studie zu innovativen 

Justizdienstleistungen  
        

Evolutionstheorie des Wandels         

Weitere übergreifende Aufsätze/Projektmonographie Aufsätze 
Mono-
graphie 

 

Dritte Phase: Theorie einer polyzentrischen Wirtschaftsverfassung 
In der dritten Phase des Sonderforschungsbereichs stehen die potenziellen Rück-
wirkungen der Ergebnisse aus der ersten und zweiten Phase auf ein verändertes 
Verständnis von Staatlichkeit im Vordergrund. Für das Teilprojekt A4 stehen dabei 
die veränderten Aufgaben und die zukünftige Rolle des Staates bei der Gewährleis-
tung von Rechtssicherheit und Gerechtigkeit auf globalen Märkten im Mittelpunkt. 
Es soll eine Theorie einer polyzentrischen Weltwirtschaftsverfassung als hybrider 
Struktur regulierter Selbstregulierung in der globalen Zivilrechtsgesellschaft ausge-
arbeitet werden.  

Der Begriff der Wirtschaftsverfassung bildete von jeher die Nahtstelle, an der 
sich Rechts- und Wirtschaftswissenschaften zu einem interdisziplinären Diskurs zu-
sammenfügten. Freilich war der Begriff der Wirtschaftsverfassung bislang immer 
streng eingebunden in das Paradigma des souveränen Territorialstaats. Mit Blick 
auf die vom Sonderforschungsbereich fokussierte postnationale Konstellation muss 
dieses Konzept daher dringend aktualisiert werden.  
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Dazu werden in der dritten Phase eine Reihe von Teilstudien zum komplexen 
Zusammenwirken nationaler, internationaler (völkerrechtlicher) und transnationaler 
(privat-hybrider) Governance-Strukturen in der post-nationalen Konstellation von 
Staatlichkeit durchgeführt. Diese Teilstudien werden auf den Weichenstellerprojek-
ten der zweiten Phase, insofern diese bereits auf die Einbindung der staatlichen Di-
mension angelegt sind, aufbauen. Freilich soll in der dritten Phase der Abgleich mit 
den Ergebnissen und eine gemeinsame Theoriebildung mit den anderen Teilprojek-
ten der A-Säule (insbesondere A3, A5) sowie der B-Säule (Legitimationsdimensi-
on) einen Schwerpunkt bilden, weshalb die durchzuführenden Teilstudien erst im 
Verlängerungsantrag zur dritten Phase auf der Grundlage der Ergebnisse aus der 
zweiten Phase sowie in Abstimmung mit der A-Säule zu einem kohärenten Gesamt-
forschungskonzept konkretisiert werden sollen.  

Alle vier Weichenstellerprojekte sind thematisch so angelegt, dass eine Fort-
führung in die dritte Phase ohne thematischen Bruch möglich ist und sinnvoll er-
scheint. Im Verlauf der dritten Phase sollen die Mitarbeiter jeweils eine Monogra-
phie zu den Weichenstellerprojekten fertig stellen, welche die Ergebnisse der zwei-
ten Phase geschlossen darstellt, um normative Dimensionen erweitert und auf poli-
tische Handlungsoptionen des Staates abzielt. Diese Weichenstellermonographien 
werden auch darauf ausgerichtet sein, das Thema der Teilstudie in Beziehung zu 
anderen Teilprojekten der A-Säule zu setzen. Dabei wird es insbesondere Aufgabe 
des juristischen Projektleiters Calliess sein, die theoretische Dimension des Wan-
dels von Rechtsstaatlichkeit einzubringen (vgl. Calliess 1999 [53] 39-59 und Kapi-
tel 3: „Der prozedurale Rechtsstaat“, insbesondere S. 202-223). 

3.5 (entfällt) 

3.6  Stellung innerhalb des Programms  
des Sonderforschungsbereichs und 
Entwicklungsperspektive des Teilprojektes 

Das Teilprojekt betrifft den Wandel von Staatlichkeit in der Rechtsstaatsdimension. 
Mit der staatlichen Privatrechtsordnung schafft der DRIS Rechtssicherheit und Ge-
rechtigkeit für den territorialen Binnenhandel. Globale Austauschprozesse verlan-
gen jedoch nach Ordnungsleistungen, die auf den grenzüberschreitenden Charakter 
dieser Transaktionen zugeschnitten sind. Auf Weltebene existiert freilich kein 
Welthandelsrecht, das einen Rechtsrahmen abgäbe, der dem staatlichen Privatrecht 
für den Binnenhandel vergleichbar effektiv wäre.  

Während die Globalisierung der Wirtschaft als Antriebskraft also auf eine In-
ternationalisierung des Privatrechts auf der vertikalen Achse des Wandels von 
Staatlichkeit drängt, wurde in der ersten Phase beobachtet, dass verschiedene For-
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men privater Ordnungsleistungen für globale Austauschprozesse deutlich an Bedeu-
tung gewonnen haben, so dass es auf der horizontalen Achse zu einer Verschiebung 
in Richtung einer Vergesellschaftung kommt. Für den Binnenhandel behält das 
staatliche Privatrechtssystem hingegen seine Bedeutung.  

Die beobachtete Transnationalisierung des Handelsrechts vollzieht sich des-
halb als Anlagerung privater Ordnungsleistungen an den DRIS, der diese Anlage-
rung privater Mechanismen nicht nur passiv hinnimmt, sondern teilweise aktiv för-
dert (Selbsttransformation). Im Falle der internationalen Handelsschiedsgerichts-
barkeit hat sich dabei vermittelt über völkerrechtliche Verträge und die Umsetzung 
von Modellgesetzen eine deutliche Korridorverengung in dem Sinne ergeben, dass 
die Staaten private Schiedssprüche selbst dann anerkennen und vollstrecken, wenn 
diese nichtstaatliche Rechtsregeln anwenden.  

Als Weichensteller der Verschiebung auf der horizontalen Achse des Wandels 
kommen auf der Grundlage der im Teilprojekt zur Erklärung des Wandels herange-
zogenen ökonomischen Evolutionstheorie verschiedene Aspekte in den Blick, die 
die Gewichtsverschiebung zwischen öffentlicher (staatliches Privatrecht) und priva-
ter (funktionale äquivalente Governance-Strukturen) Ordnung beeinflussen können. 
Als materieller Weichensteller wirkt die Verbreitung moderner Informations- und 
Kommunikationstechnologien, welche die Effizienz von privaten Ordnungsleistun-
gen erhöht und Privatregimes gegenüber dem staatlichen Recht einen Selektions-
vorteil verschafft. Als ideell-institutionelle Weichensteller werden die Wechselwir-
kungen zwischen privater Ordnung und Wettbewerbspolitik sowie öffentlicher 
Ordnung untersucht. Dabei stellt sich die Frage, ob die Untätigkeit der OECD-
Staatenwelt im Hinblick auf die Schaffung eines staatlichen Welthandelsrechts aus 
normativer Sicht vertretbar ist. Als institutioneller Weichensteller kommt schließ-
lich die Verbesserung des Angebots staatlicher Rechtsdienstleistungen für globale 
Austauschprozesse in den Blick. 

Tabelle 1:  Verortung des Teilprojekts A4 im Sonderforschungsbereich 

Beschreibung 

Dimension von Staatlichkeit Rechtsdimension (Rechtssicherheit für globalen Handel) 

Achse des Wandels Internationalisierung und Privatisierung (Anlagerung) 

Korridorentwicklung Korridorverengung (staatliche Anerkennung von Privatregimes) 

Erklärung 

Antriebskräfte materiell (Globalisierung der Wirtschaft) 

Weichensteller 

− materiell (Informations- und Kommunikationstechnologien) 
− ideell-institutionell (Transnationales Handelsrecht & Wettbewerbspolitik) 

 (Transnationales Handelsrecht & Öffentliche Ordnung) 
− institutionell (Staat als Anbieter von Rechtsdienstleistungen) 
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Stellung zu anderen Säulen und Teilprojekten 

Das Teilprojekt weist mit den Forschungsinhalten anderer Säulen überall dort 
Schnittstellen auf, wo Aspekte der gleichzeitigen Internationalisierung und Privati-
sierung von Staatlichkeit untersucht werden. Die im Teilprojekt A4 beobachtete 
Entstehung transnationaler Governance-Strukturen zur Gewährleistung von Rechts-
sicherheit bzw. funktionalen Äquivalenten weist insbesondere Parallelen zu der Un-
tersuchung von transnationalen Rechnungslegungsstandards im Teilprojekt C6 auf 
und kann an einige Ergebnisse des Teilprojekts B4 über transnationale Standards 
der Internetregulierung anknüpfen, vor allem wenn sie als Monographie vorliegen 
werden (vgl. Weiterführungsantrag des Sfb, Bd. 1, S. 492-495). Im Hinblick auf die 
Produktion und Legitimation transnationaler Standards wurden unter Beteiligung 
verschiedener Mitarbeiter aus den Teilprojekten B4, A3 und A4 im Sommersemes-
ter 2006 eine Reihe von Arbeitssitzungen durchgeführt. 

Stellung in der eigenen Säule 

Innerhalb der A-Säule steht dieses Teilprojekt zwischen den Teilprojekten A3 
(Winter) und A5 (Schmid). Mit dem neuen Teilprojekt A5, welches den Wandel 
von Staatlichkeit auf dem Gebiet der Entstehung und Legitimierung von Privat-
rechtskodifikationen untersucht, teilt das Teilprojekt A4 den Gegenstand: Es wird 
der Wandel von Rechtsstaatlichkeit auf dem Gebiet des Privatrechts untersucht, 
wobei staatliche Akteure und Strukturen im Teilprojekt A5 im Vordergrund stehen, 
während A4 nicht-staatliche Strukturen fokussiert. Überschneidungen ergeben sich 
aber insbesondere auf dem Gebiet der sog. Privatkodifikationen wie den Unidroit 
Principles, welche sich auch als Bestandteil der neuen Lex Mercatoria verstehen. 
Mit dem Teilprojekt A3 teilt A4 hingegen das Interesse an transnationaler, also 
nicht-staatlicher Strukturbildung auf der internationalen Ebene. In A3 werden sol-
che privaten oder hybriden Mechanismen auf dem Gebiet der regulativen Standards 
(Öffentliches Recht) untersucht, in A4 geht es um koordinative Standards (Privat-
recht). Gemeinsamkeiten wurden schon anlässlich einer gemeinsamen Tagung bei-
der Teilprojekte im Juni 2005 in Oñati, Spanien ausgeleuchtet und diese Beiträge 
zur Veröffentlichung in Oxford bei Hart Publishing vorbereitet (vgl. Weiterfüh-
rungsantrag des Sfb, Bd. 1, Tabelle 8, S. 62 f. unter 6.). 

3.7 Abgrenzung gegenüber anderen geförderten Projekten 

Einschlägige Projekte der Antragsteller mit einem verwandten Zuschnitt werden 
weder von der DFG noch von anderen Drittmittelgebern gefördert. Das EU-Projekt 
des Mitantragstellers Freiling (s. Weiterführungsantrag des Sfb 2006, Bd. 1, S. 98) 
weist keine Überlappungen auf und wird zudem Ende 2007 abgeschlossen sein. 
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Die Antragsteller werden sich, sollten diese Anträge vom April 2006 erfolg-
reich sein, an den einschlägigen Vorhaben der Universität Bremen in der ersten 
(BIGSSS) und dritten (BESS) Förderlinie der „Excellence Initiative by the German 
Federal and State Governments“ beteiligen. Diese Initiative fällt in den Zuständig-
keitsbereich von Wissenschaftsrat und DFG, so dass hier auch über diese etwaigen 
Beteiligungen berichtet wird. 
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